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§ 5 Amtliche Werke
(1) Gesetze, Verordnungen, amtliche Erlasse und
Bekanntmachungen sowie Entscheidungen und
amtlich verfaßte Leitsätze zu Entscheidungen
genießen keinen urheberrechtlichen Schutz.
(2) Das gleiche gilt für andere amtliche Werke, die im
amtlichen Interesse zur allgemeinen Kenntnisnahme
veröffentlicht worden sind, mit der Einschränkung,
daß die Bestimmungen über Änderungsverbot und
Quellenangabe in § 62 Abs. 1 bis 3 und § 63 Abs. 1
und 2 entsprechend anzuwenden sind.
—

— §�5 Amtliche Werke
(1) Gesetze, Verordnungen, amtliche Erlasse und
Bekanntmachungen sowie Entscheidungen und
amtlich verfasste Leitsätze zu Entscheidungen
genießen keinen urheberrechtlichen Schutz.
(2) Das gleiche gilt für andere amtliche Werke, die im
amtlichen Interesse zur allgemeinen Kenntnisnahme
veröffentlicht worden sind, mit der Einschränkung,
daß die Bestimmungen über Änderungsverbot und
Quellenangabe in § 62 Abs. 1 bis 3 und § 63 Abs. 1
und 2 entsprechend anzuwenden sind.
(3) Das Urheberrecht an privaten Normwerken wird
durch die Absätze 1 und 2 nicht berührt, wenn
Gesetze, Verordnungen, Erlasse oder amtliche
Bekanntmachungen auf sie verweisen, ohne ihren
Wortlaut wiederzugeben.

§ 15 Allgemeines
(1) Der Urheber hat das ausschließliche Recht, sein
Werk in körperlicher Form zu verwerten; das Recht
umfaßt insbesondere

1. das Vervielfältigungsrecht (§ 16),
2. das Verbreitungsrecht (§ 17),
3. das Ausstellungsrecht (§ 18).

(2) Der Urheber hat ferner das ausschließliche Recht,
sein Werk in unkörperlicher Form öffentlich
wiederzugeben (Recht der öffentlichen Wiedergabe);
das Recht umfaßt insbesondere

1. das Vortrags-, Aufführungs- und
Vorführungsrecht (§ 19),

§ 15 Allgemeines
(1) Der Urheber hat das ausschließliche Recht, sein
Werk in körperlicher Form zu verwerten; das Recht
umfasst insbesondere

1. das Vervielfältigungsrecht (§ 16),
2. das Verbreitungsrecht (§ 17),
3. das Ausstellungsrecht (§ 18).

(2) Der Urheber hat ferner das ausschließliche Recht,
sein Werk in unkörperlicher Form öffentlich
wiederzugeben (Recht der öffentlichen Wiedergabe).
Ein Werk wird öffentlich wiedergegeben, wenn es für
Angehörige der Öffentlichkeit zugänglich oder
gleichzeitig wahrnehmbar gemacht wird. Das Recht
der öffentlichen Wiedergabe umfasst insbesondere

1. das Vortrags-, Aufführungs- und
Vorführungsrecht (§ 19),

2. das Recht der öffentlichen
Zugänglichmachung (§ 19a),

§ 15 Allgemeines
(1) Der Urheber hat das ausschließliche Recht, sein
Werk in körperlicher Form zu verwerten; das Recht
umfasst insbesondere

1. das Vervielfältigungsrecht (§ 16),
2. das Verbreitungsrecht (§ 17),
3. das Ausstellungsrecht (§ 18).

(2) Der Urheber hat ferner das ausschließliche Recht,
sein Werk in unkörperlicher Form öffentlich
wiederzugeben (Recht der öffentlichen Wiedergabe).
Ein Werk wird öffentlich wiedergegeben, wenn es für
Angehörige der Öffentlichkeit zugänglich oder
gleichzeitig wahrnehmbar gemacht wird. Das Recht
der öffentlichen Wiedergabe umfasst insbesondere

1. das Vortrags-, Aufführungs- und
Vorführungsrecht (§ 19),

2. das Recht der öffentlichen
Zugänglichmachung (§ 19a),
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2. das Senderecht (§ 20),
3. das Recht der Wiedergabe durch Bild- oder

Tonträger (§ 21),
4. das Recht der Wiedergabe von

Funksendungen (§ 22).

(3) Die Wiedergabe eines Werkes ist öffentlich, wenn
sie für eine Mehrzahl von Personen bestimmt ist, es
sei denn, daß der Kreis dieser Personen bestimmt
abgegrenzt ist und sie durch gegenseitige Beziehungen
oder durch Beziehung zum Veranstalter persönlich
untereinander verbunden sind.

3. das Senderecht (§ 20),
4. das Recht der Wiedergabe durch Bild- oder

Tonträger (§ 21),
5. das Recht der Wiedergabe von

Funksendungen und von öffentlicher
Zugänglichmachung (§ 22).

(3) Zur Öffentlichkeit gehört jeder, der nicht mit
demjenigen, der das Werk verwertet, oder mit anderen
Personen, denen das Werk in unkörperlicher Form
wahrnehmbar oder zugänglich gemacht wird, durch
persönliche Beziehungen verbunden ist.

3. das Senderecht (§ 20),
4. das Recht der Wiedergabe durch Bild-

oder Tonträger (§ 21),
5. das Recht der Wiedergabe von

Funksendungen und von öffentlicher
Zugänglichmachung (§ 22).

(3) Die Wiedergabe ist öffentlich, wenn sie für eine
Mehrzahl von Mitgliedern der Öffentlichkeit bestimmt
ist. Zur Öffentlichkeit gehört jeder, der nicht mit
demjenigen, der das Werk verwertet, oder mit den
anderen Personen, denen das Werk in unkörperlicher
Form wahrnehmbar oder zugänglich gemacht wird,
durch persönliche Beziehungen verbunden ist.
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§ 16 Vervielfältigungsrecht
(1) Das Vervielfältigungsrecht ist das Recht,
Vervielfältigungsstücke des Werkes herzustellen,
gleichviel in welchem Verfahren und in welcher Zahl.

(2) Eine Vervielfältigung ist auch die Übertragung des
Werkes auf Vorrichtungen zur wiederholbaren
Wiedergabe von Bild- oder Tonfolgen (Bild- oder
Tonträger), gleichviel, ob es sich um die Aufnahme
einer Wiedergabe des Werkes auf einen Bild- oder
Tonträger oder um die Übertragung des Werkes von
einem Bild- oder Tonträger auf einen anderen handelt.

§ 16 Vervielfältigungsrecht
(1) Das Vervielfältigungsrecht ist das Recht,
Vervielfältigungsstücke des Werkes herzustellen,
gleichviel ob vorübergehend oder dauerhaft, in
welchem Verfahren und in welcher Zahl.
(2) Eine Vervielfältigung ist auch die Übertragung des
Werkes auf Vorrichtungen zur wiederholbaren
Wiedergabe von Bild- oder Tonfolgen (Bild- oder
Tonträger), gleichviel, ob es sich um die Aufnahme
einer Wiedergabe des Werkes auf einen Bild- oder
Tonträger oder um die Übertragung des Werkes von
einem Bild- oder Tonträger auf einen anderen handelt.

§ 16 Vervielfältigungsrecht
(1) Das Vervielfältigungsrecht ist das Recht,
Vervielfältigungsstücke des Werkes herzustellen,
gleichviel ob vorübergehend oder dauerhaft, in
welchem Verfahren und in welcher Zahl.
(2) Eine Vervielfältigung ist auch die Übertragung des
Werkes auf Vorrichtungen zur wiederholbaren
Wiedergabe von Bild- oder Tonfolgen (Bild- oder
Tonträger), gleichviel, ob es sich um die Aufnahme
einer Wiedergabe des Werkes auf einen Bild- oder
Tonträger oder um die Übertragung des Werkes von
einem Bild- oder Tonträger auf einen anderen handelt.

§ 19 Vortrags-, Aufführungs- und
Vorführungsrecht
(1) Das Vortragsrecht ist das Recht, ein Sprachwerk
durch persönliche Darbietung öffentlich zu Gehör zu
bringen.
(2) Das Aufführungsrecht ist das Recht, ein Werk der
Musik durch persönliche Darbietung öffentlich zu Ge-
hör zu bringen oder ein Werk öffentlich bühnenmäßig
darzustellen.
(3) Das Vortrags- und das Aufführungsrecht umfassen
das Recht, Vorträge und Aufführungen außerhalb des
Raumes, in dem die persönliche Darbietung statt-
findet, durch Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche
technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu
machen.
(4) Das Vorführungsrecht ist das Recht, ein Werk der
bildenden Künste, ein Lichtbildwerk, ein Filmwerk
oder Darstellungen wissenschaftlicher oder techni-
scher Art durch technische Einrichtungen öffentlich
wahrnehmbar zu machen. Das Vorführungsrecht
umfaßt nicht das Recht, die Funksendung solcher
Werke öffentlich wahrnehmbar zu machen (§ 22).

§ 19 Vortrags-, Aufführungs- und
Vorführungsrecht
(1) Das Vortragsrecht ist das Recht, ein Sprachwerk
durch persönliche Darbietung öffentlich zu Gehör zu
bringen.
(2) Das Aufführungsrecht ist das Recht, ein Werk der
Musik durch persönliche Darbietung öffentlich zu Ge-
hör zu bringen oder ein Werk öffentlich bühnenmäßig
darzustellen.
(3) Das Vortrags- und das Aufführungsrecht umfassen
das Recht, Vorträge und Aufführungen außerhalb des
Raumes, in dem die persönliche Darbietung statt-
findet, durch Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche
technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu
machen.
(4) Das Vorführungsrecht ist das Recht, ein Werk der
bildenden Künste, ein Lichtbildwerk, ein Filmwerk
oder Darstellungen wissenschaftlicher oder techni-
scher Art durch technische Einrichtungen öffentlich
wahrnehmbar zu machen. Das Vorführungsrecht
umfaßt nicht das Recht, die Funksendung oder öffent-
liche Zugänglichmachung solcher Werke öffentlich
wahrnehmbar zu machen (§ 22).

§ 19 Vortrags-, Aufführungs- und
Vorführungsrecht
(1) Das Vortragsrecht ist das Recht, ein Sprachwerk
durch persönliche Darbietung öffentlich zu Gehör zu
bringen.
(2) Das Aufführungsrecht ist das Recht, ein Werk der
Musik durch persönliche Darbietung öffentlich zu Ge-
hör zu bringen oder ein Werk öffentlich bühnenmäßig
darzustellen.
(3) Das Vortrags- und das Aufführungsrecht umfassen
das Recht, Vorträge und Aufführungen außerhalb des
Raumes, in dem die persönliche Darbietung statt-
findet, durch Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche
technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu
machen.
(4) Das Vorführungsrecht ist das Recht, ein Werk der
bildenden Künste, ein Lichtbildwerk, ein Filmwerk
oder Darstellungen wissenschaftlicher oder techni-
scher Art durch technische Einrichtungen öffentlich
wahrnehmbar zu machen. Das Vorführungsrecht
umfaßt nicht das Recht, die Funksendung oder öffent-
liche Zugänglichmachung solcher Werke öffentlich
wahrnehmbar zu machen (§ 22).
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— § 19a Recht der öffentlichen Zugänglichmachung
Das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung ist
das Recht, das Werk drahtgebunden oder drahtlos der
Öffentlichkeit in einer Weise zugänglich zu machen,
dass es Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und
Zeiten ihrer Wahl zugänglich ist.

§ 19a Recht der öffentlichen Zugänglichmachung
Das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung ist
das Recht, das Werk drahtgebunden oder drahtlos der
Öffentlichkeit in einer Weise zugänglich zu machen,
dass es Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und
Zeiten ihrer Wahl zugänglich ist.

§ 22 Recht der Wiedergabe von Funksendungen

Das Recht der Wiedergabe von Funksendungen ist das
Recht, Funksendungen des Werkes durch Bildschirm,
Lautsprecher oder ähnliche technische Einrichtungen
öffentlich wahrnehmbar zu machen. § 19 Abs. 3 gilt
entsprechend.

§ 22 Recht der Wiedergabe von Funksendungen
und von öffentlicher Zugänglichmachung
Das Recht der Wiedergabe von Funksendungen und
von öffentlicher Zugänglichmachung ist das Recht,
Funksendungen und die öffentliche Zugänglich-
machung des Werkes durch Bildschirm, Lautsprecher
oder ähnliche technische Einrichtungen öffentlich
wahrnehmbar zu machen. § 19 Abs. 3 gilt
entsprechend.

§ 22 Recht der Wiedergabe von Funksendungen
und von öffentlicher Zugänglichmachung
Das Recht der Wiedergabe von Funksendungen und
der Wiedergabe von öffentlicher Zugänglichmachung
ist das Recht, Funksendungen und auf öffentlicher
Zugänglichmachung beruhende Wiedergaben des
Werkes durch Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche
technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu
machen. § 19 Abs. 3 gilt entsprechend.

— — § 42a Zwangslizenz zur Herstellung von
Tonträgern
(1) Ist einem Hersteller von Tonträgern ein
Nutzungsrecht an einem Werk der Musik eingeräumt
worden mit dem Inhalt, das Werk zu gewerblichen
Zwecken auf Tonträger zu übertragen und diese zu
vervielfältigen und zu verbreiten, so ist der Urheber
verpflichtet, jedem anderen Hersteller von Tonträgern,
der im Geltungsbereich dieses Gesetzes seine
Hauptniederlassung oder seinen Wohnsitz hat, nach
Erscheinen des Werkes gleichfalls ein Nutzungsrecht
mit diesem Inhalt zu angemessenen Bedingungen
einzuräumen; dies gilt nicht, wenn das bezeichnete
Nutzungsrecht erlaubterweise von einer
Verwertungsgesellschaft wahrgenommen wird oder
wenn das Werk der Überzeugung des Urhebers nicht
mehr entspricht, ihm deshalb die Verwertung des
Werkes nicht mehr zugemutet werden kann und er ein
etwa bestehendes Nutzungsrecht aus diesem Grunde
zurückgerufen hat. Der Urheber ist nicht verpflichtet,
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die Benutzung des Werkes zur Herstellung eines
Filmes zu gestatten.
(2) Gegenüber einem Hersteller von Tonträgern, der
weder seine Hauptniederlassung noch seinen
Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat,
besteht die Verpflichtung nach Absatz 1, soweit in
dem Staat, in dem er seine Hauptniederlassung oder
seinen Wohnsitz hat, den Herstellern von Tonträgern,
die ihre Hauptniederlassung oder ihren Wohnsitz im
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, nach einer
Bekanntmachung des Bundesministeriums der Justiz
im Bundesgesetzblatt ein entsprechendes Recht
gewährt wird.
(3) Das nach den vorstehenden Bestimmungen
einzuräumende Nutzungsrecht wirkt nur im
Geltungsbereich dieses Gesetzes und für die Ausfuhr
nach Staaten, in denen das Werk keinen Schutz gegen
die Übertragung auf Tonträger genießt.
(4) Hat der Urheber einem anderen das ausschließliche
Nutzungsrecht eingeräumt mit dem Inhalt, das Werk
zu gewerblichen Zwecken auf Tonträger zu übertragen
und diese zu vervielfältigen und zu verbreiten, so
gelten die vorstehenden Bestimmungen mit der
Maßgabe, dass der Inhaber des ausschließlichen
Nutzungsrechts zur Einräumung des in Absatz 1
bezeichneten Nutzungsrechts verpflichtet ist.
(5) Auf ein Sprachwerk, das als Text mit einem Werk
der Musik verbunden ist, sind die vorstehenden
Bestimmungen entsprechend anzuwenden, wenn
einem Hersteller von Tonträgern ein Nutzungsrecht
eingeräumt worden ist mit dem Inhalt, das Sprachwerk
in Verbindung mit dem Werk der Musik auf Tonträger
zu übertragen und diese zu vervielfältigen und zu
verbreiten.
(6) Für Klagen, durch die ein Anspruch auf
Einräumung des Nutzungsrechts geltend gemacht
wird, sind, sofern der Urheber oder im Falle des
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Absatzes 4 der Inhaber des ausschließlichen
Nutzungsrechts im Geltungsbereich dieses Gesetzes
keinen allgemeinen Gerichtsstand hat, die Gerichte
zuständig, in deren Bezirk das Patentamt seinen Sitz
hat. Einstweilige Verfügungen können erlassen
werden, auch wenn die in den §§ 935 und 940 der
Zivilprozessordnung bezeichneten Voraussetzungen
nicht zutreffen.
(7) Die vorstehenden Bestimmungen sind nicht
anzuwenden, wenn das in Absatz 1 bezeichnete
Nutzungsrecht lediglich zur Herstellung eines Filmes
eingeräumt worden ist.
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— § 44a Ausnahmen vom Vervielfältigungsrecht
Vom Vervielfältigungsrecht ausgenommen sind
vorübergehende Vervielfältigungshandlungen, die
flüchtig oder begleitend sind und einen integralen und
wesentlichen Teil eines technischen Verfahrens
darstellen und deren alleiniger Zweck es ist
1. eine Übertragung in einem Netz zwischen Dritten
durch einen Vermittler oder
2. eine rechtmäßige Nutzung
eines Werks oder sonstigen Schutzgegenstandes zu
ermöglichen, und die keine eigenständige wirtschaft-
liche Bedeutung haben.

§ 44a Vorübergehende Vervielfältigungshandlungen
Zulässig sind vorübergehende Vervielfältigungshand-
lungen, die flüchtig oder begleitend sind und einen
integralen und wesentlichen Teil eines technischen
Verfahrens darstellen und deren alleiniger Zweck es
ist,
1. eine Übertragung in einem Netz zwischen Dritten
durch einen Vermittler oder
2. eine rechtmäßige Nutzung
eines Werks oder sonstigen Schutzgegenstandes zu
ermöglichen, und die keine eigenständige wirtschaft-
liche Bedeutung haben.

— § 45a Behinderte Menschen
(1) Zulässig ist die nicht Erwerbszwecken dienende
Vervielfältigung eines Werkes für und deren
Verbreitung ausschließlich an Menschen, soweit
diesen der Zugang zu dem Werk in einer verfügbaren
Art der sinnlichen Wahrnehmung auf Grund einer
Behinderung erheblich erschwert ist und durch die
Vervielfältigung eine Wahrnehmung ermöglicht wird.
(2) Die Vervielfältigung ist jedoch unzulässig, wenn
das Werk in der für den behinderten Menschen
sinnlich wahrnehmbaren Art und für den Zweck der
Nutzung geeigneten Weise zu einem der nicht
wahrnehmbaren Art entsprechenden Preis bereits
verfügbar ist.
(3) Für die Vervielfältigung und Verbreitung ist dem
Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen.
Ausgenommen ist die Herstellung lediglich einzelner
Vervielfältigungsstücke. Der Anspruch kann nur
durch eine Verwertergesellschaft geltend gemacht
werden.

§ 45a Behinderte Menschen
(1) Zulässig ist die nicht Erwerbszwecken dienende
Vervielfältigung eines Werkes für und deren
Verbreitung ausschließlich an Menschen, soweit
diesen der Zugang zu dem Werk in einer verfügbaren
Art der sinnlichen Wahrnehmung auf Grund einer
Behinderung erheblich erschwert ist und durch die
Vervielfältigung eine Wahrnehmung ermöglicht wird.
—

(2) Für die Vervielfältigung und Verbreitung ist dem
Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen;
ausgenommen ist die Herstellung lediglich einzelner
Vervielfältigungsstücke. Der Anspruch kann nur
durch eine Verwertergesellschaft geltend gemacht
werden.



UrhG
Aktuelle Fassung Referentenentwurf vom 18.�März 2002 BT-Drs. 15/38 vom 6. November 2002

Institut für Urheber- und Medienrecht (2. Dezember 2002) 9

§ 46 Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder
Unterrichtsgebrauch
(1) Zulässig ist die Vervielfältigung und Verbreitung,
wenn Teile von Werken, Sprachwerke oder Werke der
Musik von geringem Umfang, einzelne Werke der
bildenden Künste oder einzelne Lichtbildwerke nach
dem Erscheinen in eine Sammlung aufgenommen
werden, die Werke einer größeren Anzahl von
Urhebern vereinigt und nach ihrer Beschaffenheit nur
für den Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch
bestimmt ist. Auf der Titelseite oder an einer
entsprechenden Stelle der Sammlung ist deutlich
anzugeben, wozu sie bestimmt ist.

(2) Absatz 1 gilt für Werke der Musik, die in eine für
den Musikunterricht bestimmte Sammlung
aufgenommen werden, nur, wenn es sich um eine
Sammlung für den Musikunterricht in Schulen mit
Ausnahme der Musikschulen handelt.
(3) Mit der Vervielfältigung darf erst begonnen
werden, wenn die Absicht, von der Berechtigung nach
Absatz 1 Gebrauch zu machen, dem Urheber oder,
wenn sein Wohnort oder Aufenthaltsort unbekannt ist,
dem Inhaber des ausschließlichen Nutzungsrechts
durch eingeschriebenen Brief mitgeteilt worden ist
und seit Absendung des Briefes zwei Wochen
verstrichen sind. Ist auch der Wohnort oder
Aufenthaltsort des Inhabers des ausschließlichen
Nutzungsrechts unbekannt, so kann die Mitteilung
durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger bewirkt
werden.

(4) Für die Vervielfältigung und Verbreitung ist dem

§ 46 Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder
Unterrichtsgebrauch
(1) Nach dem Erscheinen zulässig ist die
Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche
Zugänglichmachung von Teilen eines Werkes, eines
Sprachwerkes oder eines Werkes der Musik von
geringem Umfang, eines einzelnen Werkes der
bildenden Künste oder eines einzelnen
Lichtbildwerkes wenn die Teile Elemente einer
Sammlung sind, die Werke einer größeren Anzahl von
Urhebern vereinigt und die nach ihrer Beschaffenheit
nur für den Unterrichtsgebrauch in Schulen, in
nichtgewerblichen Einrichtungen der Aus- und
Weiterbildung oder in Einrichtungen der
Berufsbildung oder für den Kirchengebrauch bestimmt
ist. In den Vervielfältigungsstücken oder bei der
öffentlichen Zugänglichmachung ist deutlich
anzugeben, wozu die Sammlung bestimmt ist.
(2) Absatz 1 gilt für Werke der Musik nur, wenn diese
Elemente einer Sammlung sind, die für den Gebrauch
im Musikunterricht in Schulen mit Ausnahme der
Musikschulen bestimmt ist.

(3) Mit der Vervielfältigung oder der öffentlichen
Zugänglichmachung darf erst begonnen werden, wenn
die Absicht, von der Berechtigung nach Absatz 1
Gebrauch zu machen, dem Urheber oder, wenn sein
Wohnort oder Aufenthaltsort unbekannt ist, dem
Inhaber des ausschließlichen Nutzungsrechts durch
eingeschriebenen Brief mitgeteilt worden ist und seit
Absendung des Briefes zwei Wochen verstrichen sind.
Ist auch der Wohnort oder Aufenthaltsort des Inhabers
des ausschließlichen Nutzungsrechts unbekannt, so
kann die Mitteilung durch Veröffentlichung im
Bundesanzeiger bewirkt werden.

(4) Für die nach den Absätzen 1 und 2 zulässige

§ 46 Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder
Unterrichtsgebrauch
(1) Nach der Veröffentlichung zulässig ist die
Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche
Zugänglichmachung von Teilen eines Werkes, von
Sprachwerken oder von Werken der Musik von
geringem Umfang, von einzelnen Werken der
bildenden Künste oder einzelnen Lichtbildwerken als
Element einer Sammlung, die Werke einer größeren
Anzahl von Urhebern vereinigt und die nach ihrer
Beschaffenheit nur für den Unterrichtsgebrauch in
Schulen, in nichtgewerblichen Einrichtungen der Aus-
und Weiterbildung oder in Einrichtungen der
Berufsbildung oder für den Kirchengebrauch bestimmt
ist. In den Vervielfältigungsstücken oder bei der
öffentlichen Zugänglichmachung ist deutlich
anzugeben, wozu die Sammlung bestimmt ist.

(2) Absatz 1 gilt für Werke der Musik nur, wenn diese
Elemente einer Sammlung sind, die für den Gebrauch
im Musikunterricht in Schulen mit Ausnahme der
Musikschulen bestimmt ist.

(3) Mit der Vervielfältigung oder der öffentlichen
Zugänglichmachung darf erst begonnen werden, wenn
die Absicht, von der Berechtigung nach Absatz 1
Gebrauch zu machen, dem Urheber oder, wenn sein
Wohnort oder Aufenthaltsort unbekannt ist, dem
Inhaber des ausschließlichen Nutzungsrechts durch
eingeschriebenen Brief mitgeteilt worden ist und seit
Absendung des Briefes zwei Wochen verstrichen sind.
Ist auch der Wohnort oder Aufenthaltsort des Inhabers
des ausschließlichen Nutzungsrechts unbekannt, so
kann die Mitteilung durch Veröffentlichung im
Bundesanzeiger bewirkt werden.

(4) Für die nach den Absätzen 1 und 2 zulässige
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Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen.

(5) Der Urheber kann die Vervielfältigung und
Verbreitung verbieten, wenn das Werk seiner
Überzeugung nicht mehr entspricht, ihm deshalb die
Verwertung des Werkes nicht mehr zugemutet werden
kann und er ein etwa bestehendes Nutzungsrecht aus
diesem Grunde zurückgerufen hat (§ 42). Die
Bestimmungen in § 136 Abs. 1 und 2 sind
entsprechend anzuwenden.

Verwertung ist dem Urheber eine angemessene
Vergütung zu zahlen.
(5) Der Urheber kann die nach den Absätzen 1 und 2
zulässige Verwertung verbieten, wenn das Werk
seiner Überzeugung nicht mehr entspricht, ihm
deshalb die Verwertung des Werkes nicht mehr
zugemutet werden kann und er ein etwa bestehendes
Nutzungsrecht aus diesem Grunde zurückgerufen hat
(§ 42). Die Bestimmungen in § 136 Abs. 1 und 2 sind
entsprechend anzuwenden.

Verwertung ist dem Urheber eine angemessene
Vergütung zu zahlen.
(5) Der Urheber kann die nach den Absätzen 1 und 2
zulässige Verwertung verbieten, wenn das Werk
seiner Überzeugung nicht mehr entspricht, ihm
deshalb die Verwertung des Werkes nicht mehr
zugemutet werden kann und er ein etwa bestehendes
Nutzungsrecht aus diesem Grunde zurückgerufen hat
(§ 42). Die Bestimmungen in § 136 Abs. 1 und 2 sind
entsprechend anzuwenden.
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§ 48 Öffentliche Reden
(1) Zulässig ist

1. die Vervielfältigung und Verbreitung von
Reden über Tagesfragen in Zeitungen sowie
in Zeitschriften oder anderen
Informationsblättern, die im wesentlichen
den Tagesinteressen Rechnung tragen, wenn
die Reden bei öffentlichen Versammlungen
oder im Rundfunk gehalten worden sind,
sowie die öffentliche Wiedergabe solcher
Reden,

2. die Vervielfältigung, Verbreitung und
öffentliche Wiedergabe von Reden, die bei
öffentlichen Verhandlungen vor staatlichen,
kommunalen oder kirchlichen Organen
gehalten worden sind.

(2) […]

§ 48 Öffentliche Reden
(1) Zulässig ist

1. die Vervielfältigung und Verbreitung von
Reden über Tagesfragen in Zeitungen sowie
in anderen Druckschriften oder sonstigen
Datenträgern, die im Wesentlichen den
Tagesinteressen Rechnung tragen, wenn die
Reden bei öffentlichen Versammlungen
gehalten oder durch öffentliche Wiedergabe
im Sinne von § 19a oder § 20 veröffentlicht
worden sind, sowie die öffentliche
Wiedergabe solcher Reden,

2. die Vervielfältigung, Verbreitung und
öffentliche Wiedergabe von Reden, die bei
öffentlichen Verhandlungen vor staatlichen,
kommunalen oder kirchlichen Organen
gehalten worden sind.

(2) […]

§ 48 Öffentliche Reden
(1) Zulässig ist

1. die Vervielfältigung und Verbreitung von
Reden über Tagesfragen in Zeitungen sowie
in anderen Druckschriften oder sonstigen
Datenträgern, die im Wesentlichen den
Tagesinteressen Rechnung tragen, wenn die
Reden bei öffentlichen Versammlungen
gehalten oder durch öffentliche Wiedergabe
im Sinne von § 19a oder § 20 veröffentlicht
worden sind, sowie die öffentliche
Wiedergabe solcher Reden,

2. die Vervielfältigung, Verbreitung und
öffentliche Wiedergabe von Reden, die bei
öffentlichen Verhandlungen vor staatlichen,
kommunalen oder kirchlichen Organen
gehalten worden sind.

(2) […]

§ 50 Bild- und Tonberichterstattung
Zur Bild- und Tonberichterstattung über
Tagesereignisse durch Funk und Film sowie in
Zeitungen oder Zeitschriften, die im wesentlichen den
Tagesinteressen Rechnung tragen, dürfen Werke, die
im Verlauf der Vorgänge, über die berichtet wird,
wahrnehmbar werden, in einem durch den Zweck
gebotenen Umfang vervielfältigt, verbreitet und
öffentlich wiedergegeben werden.

§ 50 Berichterstattung über Tagesereignisse
Zur Berichterstattung über Tagesereignisse durch
Funk oder durch ähnliche technische Mittel, in
Zeitungen und in anderen Druckschriften oder
sonstigen Datenträgern, die im wesentlichen den
Tagesinteressen Rechnung tragen, sowie im Film, ist
die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche
Wiedergabe von Werken, die im Verlauf dieser
Ereignisse, wahrnehmbar werden, in einem durch den
Zweck gebotenen Umfang zulässig.

§ 50 Berichterstattung über Tagesereignisse
Zur Berichterstattung über Tagesereignisse durch
Funk oder durch ähnliche technische Mittel, in
Zeitungen, Zeitschriften und in anderen Druck-
schriften oder sonstigen Datenträgern, die im Wesent-
lichen den Tagesinteressen Rechnung tragen, sowie im
Film, ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffent-
liche Wiedergabe von Werken, die im Verlauf dieser
Ereignisse, wahrnehmbar werden, in einem durch den
Zweck gebotenen Umfang zulässig.

§ 52 Öffentliche Wiedergabe
(1) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines
erschienenen Werkes, wenn die Wiedergabe keinem
Erwerbszweck des Veranstalters dient, die Teilnehmer
ohne Entgelt zugelassen werden und im Falle des
Vortrags oder der Aufführung des Werkes keiner der

§ 52 Öffentliche Wiedergabe
(1) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe mit
Ausnahme der nicht lediglich für einen bestimmt
abgegrenzten Kreis von Angehörigen der
Öffentlichkeit bestimmten öffentlichen
Zugänglichmachung, der Sendung, der öffentlichen

§ 52 Öffentliche Wiedergabe
(1) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines ver-
öffentlichten Werkes, wenn die Wiedergabe keinem
Erwerbszweck des Veranstalters dient, die Teilnehmer
ohne Entgelt zugelassen werden und im Falle des
Vortrags oder der Aufführung des Werkes keiner der
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ausübenden Künstler (§ 73) eine besondere Vergütung
erhält. Für die Wiedergabe ist eine angemessene
Vergütung zu zahlen. Die Vergütungspflicht entfällt
für Veranstaltungen der Jugendhilfe, der Sozialhilfe,
der Alten- und Wohlfahrtspflege, der
Gefangenenbetreuung sowie für Schulveranstaltungen,
sofern sie nach ihrer sozialen oder erzieherischen
Zweckbestimmung nur einem bestimmt abgegrenzten
Kreis von Personen zugänglich sind. Dies gilt nicht,
wenn die Veranstaltung dem Erwerbszweck eines
Dritten dient; in diesem Fall hat der Dritte die
Vergütung zu zahlen.

(2) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines
erschienenen Werkes auch bei einem Gottesdienst
oder einer kirchlichen Feier der Kirchen oder
Religionsgemeinschaften. Jedoch hat der Veranstalter
dem Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen.
(3) Öffentliche bühnenmäßige Aufführungen und
Funksendungen eines Werkes sowie öffentliche
Vorführungen eines Filmwerks sind stets nur mit
Einwilligung des Berechtigten zulässig.

bühnenmäßigen Darstellung sowie, im Falle eines
Filmwerks, der Vorführung eines erschienenen
Werkes, wenn die Wiedergabe keinem Erwerbszweck
des Veranstalters dient, die Teilnehmer ohne Entgelt
zugelassen werden und im Falle des Vortrags oder der
Aufführung des Werkes keiner der ausübenden
Künstler (§ 73) eine besondere Vergütung erhält. Für
die nach Satz 1 zulässige öffentliche Wiedergabe mit
Ausnahme der für einen bestimmt abgegrenzten Kreis
von Angehörigen der Öffentlichkeit bestimmten
öffentlichen Zugänglichmachung ist eine angemessene
Vergütung zu zahlen. Die Vergütungspflicht entfällt
bei Veranstaltungen der Jugendhilfe, der Sozialhilfe,
der Alten- und Wohlfahrtspflege, der
Gefangenenbetreuung sowie für Schulveranstaltungen,
sofern sie nach ihrer sozialen oder erzieherischen
Zweckbestimmung nur einem bestimmt abgegrenzten
Kreis von Personen zugänglich sind. Dies gilt nicht,
wenn die Veranstaltung dem Erwerbszweck eines
Dritten dient; in diesem Fall hat der Dritte die
Vergütung zu zahlen.
(2) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines
erschienenen Werkes auch bei einem Gottesdienst
oder einer kirchlichen Feier der Kirchen oder
Religionsgemeinschaften. Jedoch hat der Veranstalter
dem Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen.
(3) (aufgehoben)

ausübenden Künstler (§ 73) eine besondere Vergütung
erhält. Für die Wiedergabe ist eine angemessene
Vergütung zu zahlen. Die Vergütungspflicht entfällt
für Veranstaltungen der Jugendhilfe, der Sozialhilfe,
der Alten- und Wohlfahrtspflege, der
Gefangenenbetreuung sowie für Schulveranstaltungen,
sofern sie nach ihrer sozialen oder erzieherischen
Zweckbestimmung nur einem bestimmt abgegrenzten
Kreis von Personen zugänglich sind. Dies gilt nicht,
wenn die Veranstaltung dem Erwerbszweck eines
Dritten dient; in diesem Fall hat der Dritte die
Vergütung zu zahlen.

(2) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines
erschienenen Werkes auch bei einem Gottesdienst
oder einer kirchlichen Feier der Kirchen oder
Religionsgemeinschaften. Jedoch hat der Veranstalter
dem Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen.
(3) Öffentliche bühnenmäßige Darstellungen, öffentli-
che Zugänglichmachungen und Funksendungen eines
Werkes sowie öffentliche Vorführungen eines Film-
werks sind stets nur mit Einwilligung des Berechtigten
zulässig.
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— — § 52a Öffentliche Zugänglichmachung für
Unterricht und Forschung
(1) Zulässig ist, veröffentlichte Werke

1. zur Veranschaulichung im Unterricht
ausschließlich für den bestimmt abgegrenzten
Kreis von Unterrichtsteilnehmern oder

2. ausschließlich für einen bestimmt
abgegrenzten Kreis von Personen für deren
eigene wissenschaftliche Forschung

öffentlich zugänglich zu machen, soweit die
Zugänglichmachung zu dem jeweiligen Zweck
geboten und zur Verfolgung nicht kommerzieller
Zwecke gerechtfertigt ist.
(2) Zulässig sind in den Fällen des Absatzes 1 auch
die mit der öffentlichen Zugänglichmachung im
Zusammenhang stehenden Vervielfältigungen, soweit
die Vervielfältigungen zu dem jeweiligen Zweck
geboten sind.
(3) Für die öffentliche Zugänglichmachung nach
Absatz 1 Nr. 2 ist eine angemessene Vergütung zu
zahlen. Dies gilt auch für die mit einer öffentlichen
Zugänglichmachung nach Absatz 1 Nr. 2 im Zusam-
menhang stehenden Vervielfältigungen nach Absatz 2.
Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesell-
schaft geltend gemacht werden.

§ 53 Vervielfältigungen zum privaten und
sonstigen eigenen Gebrauch
(1) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstücke eines
Werkes zum privaten Gebrauch herzustellen. Der zur
Vervielfältigung Befugte darf die Vervielfältigungs-
stücke auch durch einen anderen herstellen lassen;
doch gilt dies für die Übertragung von Werken auf

§ 53 Vervielfältigungen zum privaten und
sonstigen eigenen Gebrauch
(1) Zulässig sind einzelne Vervielfältigungen eines
Werkes durch eine natürliche Person zum privaten
Gebrauch auf beliebigen Trägern, sofern sie weder
direkt noch indirekt Erwerbszwecken dienen. Der zur
Vervielfältigung Befugte darf die Vervielfältigungs-

§ 53 Vervielfältigungen zum privaten und
sonstigen eigenen Gebrauch
(1) Zulässig sind einzelne Vervielfältigungen eines
Werkes durch eine natürliche Person zum privaten
Gebrauch auf beliebigen Trägern, sofern sie weder
unmittelbar noch mittelbar Erwerbszwecken dienen.
Der zur Vervielfältigung Befugte darf die Vervielfälti-
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Bild- oder Tonträger und die Vervielfältigung von
Werken der bildenden Künste nur, wenn es
unentgeltlich geschieht.

(2) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstücke eines
Werkes herzustellen oder herstellen zu lassen

1. zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch,
wenn und soweit die Vervielfältigung zu
diesem Zweck geboten ist,

2. zur Aufnahme in ein eigenes Archiv, wenn
und soweit die Vervielfältigung zu diesem
Zweck geboten ist und als Vorlage für die
Vervielfältigung ein eigenes Werkstück
benutzt wird,

3. zur eigenen Unterrichtung über Tagesfragen,
wenn es sich um ein durch Funk gesendetes
Werk handelt,

4. zum sonstigen eigenen Gebrauch,
a) wenn es sich um kleine Teile eines erschienenen
Werkes oder um einzelne Beiträge handelt, die in
Zeitungen oder Zeitschriften erschienen sind,
b) wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren
vergriffenes Werk handelt.

stücke auch durch einen anderen herstellen lassen,
sofern dies unentgeltlich geschieht.

(2) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstücke eines
Werkes herzustellen oder herstellen zu lassen

1. zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch,
wenn und soweit die Vervielfältigung zu
diesem Zweck geboten ist,

2. zur Aufnahme in ein eigenes Archiv, wenn
und soweit die Vervielfältigung zu diesem
Zweck geboten ist und als Vorlage für die
Vervielfältigung ein eigenes Werkstück
benutzt wird,

3. zur eigenen Unterrichtung über Tagesfragen,
wenn es sich um ein durch Funk gesendetes
Werk handelt,

4. zum sonstigen eigenen Gebrauch,
a) wenn es sich um kleine Teile eines erschienenen
Werkes oder um einzelne Beiträge handelt, die in
Zeitungen oder Zeitschriften erschienen sind,
b) wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren
vergriffenes Werk handelt.
Das gilt im Fall des Satzes 1 Nr. 2 nur, wenn
zusätzlich

1. die Vervielfältigung auf Papier oder einem
ähnlichen Träger mittels beliebiger photo-
mechanischer Verfahren oder anderer Ver-
fahren mit ähnlicher Wirkung vorgenommen
wird oder

2. eine ausschließlich analoge Nutzung
stattfindet oder

gungsstücke auch durch einen anderen herstellen
lassen, sofern dies unentgeltlich geschieht oder es sich
um Vervielfältigungen auf Papier oder einem ähnli-
chen Träger mittels beliebiger photomechanischer
Verfahren oder anderer Verfahren mit ähnlicher
Wirkung handelt.
(2) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstücke eines
Werkes herzustellen oder herstellen zu lassen

1. zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch,
wenn und soweit die Vervielfältigung zu
diesem Zweck geboten ist,

2. zur Aufnahme in ein eigenes Archiv, wenn
und soweit die Vervielfältigung zu diesem
Zweck geboten ist und als Vorlage für die
Vervielfältigung ein eigenes Werkstück
benutzt wird,

3. zur eigenen Unterrichtung über Tagesfragen,
wenn es sich um ein durch Funk gesendetes
Werk handelt,

4. zum sonstigen eigenen Gebrauch,
a) wenn es sich um kleine Teile eines erschienenen
Werkes oder um einzelne Beiträge handelt, die in
Zeitungen oder Zeitschriften erschienen sind,
b) wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren
vergriffenes Werk handelt.
Das gilt im Fall des Satzes 1 Nr. 2 nur, wenn
zusätzlich

1. die Vervielfältigung auf Papier oder einem
ähnlichen Träger mittels beliebiger photo-
mechanischer Verfahren oder anderer Ver-
fahren mit ähnlicher Wirkung vorgenommen
wird oder

2. eine ausschließlich analoge Nutzung
stattfindet oder
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(3) Zulässig ist, Vervielfältigungsstücke von kleinen
Teilen eines Druckwerks oder von einzelnen
Beiträgen, die in Zeitungen oder Zeitschriften
erschienen sind, zum eigenen Gebrauch

1. im Schulunterricht, in nichtgewerblichen
Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung
sowie in Einrichtungen der Berufsbildung in
der für eine Schulklasse erforderlichen
Anzahl oder

2. für staatliche Prüfungen und Prüfungen in
Schulen, Hochschulen, in nichtgewerblichen
Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung
sowie in der Berufsbildung in der erforder-
lichen Anzahl herzustellen oder herstellen zu
lassen, wenn und soweit die Vervielfältigung
zu diesem Zweck geboten ist.

(4) Die Vervielfältigung
a) graphischer Aufzeichnungen von Werken der

Musik,
b) eines Buches oder einer Zeitschrift,

wenn es sich um eine im wesentlichen vollständige
Vervielfältigung handelt, ist, soweit sie nicht durch
Abschreiben vorgenommen wird, stets nur mit
Einwilligung des Berechtigten zulässig oder unter den
Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2 oder zum
eigenen Gebrauch, wenn es sich um ein seit
mindestens zwei Jahren vergriffenes Werk handelt.
(5) Absatz 1 sowie Absatz 2 Nr. 2 bis 4 finden keine
Anwendung auf Datenbankwerke, deren Elemente
einzeln mit Hilfe elektronischer Mittel zugänglich

3. das Archiv keinen unmittelbar oder mittelbar
wirtschaftlichen oder Erwerbszweck verfolgt.

Dies gilt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 und 4 nur,
wenn zusätzlich eine der Voraussetzungen des Satzes
2 Nr. 1 oder 2 vorliegt.
(3) Zulässig ist, Vervielfältigungsstücke von kleinen
Teilen eines Druckwerks oder von einzelnen
Beiträgen, die in Zeitungen oder Zeitschriften
erschienen sind, zum eigenen Gebrauch

1. im Schulunterricht, in nichtgewerblichen
Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung
sowie in Einrichtungen der Berufsbildung in
der für eine Schulklasse erforderlichen
Anzahl oder

2. für staatliche Prüfungen und Prüfungen in
Schulen, Hochschulen, in nichtgewerblichen
Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung
sowie in der Berufsbildung in der erforder-
lichen Anzahl herzustellen oder herstellen zu
lassen, wenn und soweit die Vervielfältigung
zu diesem Zweck geboten ist.

(4) Die Vervielfältigung
a) graphischer Aufzeichnungen von Werken der

Musik,
b) eines Buches oder einer Zeitschrift,

wenn es sich um eine im wesentlichen vollständige
Vervielfältigung handelt, ist, soweit sie nicht durch
Abschreiben vorgenommen wird, stets nur mit
Einwilligung des Berechtigten zulässig oder unter den
Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2 oder zum
eigenen Gebrauch, wenn es sich um ein seit
mindestens zwei Jahren vergriffenes Werk handelt.
(5) Absatz 1 sowie Absatz 2 Nr. 2 bis 4 finden keine
Anwendung auf Datenbankwerke, deren Elemente
einzeln mit Hilfe elektronischer Mittel zugänglich

3. das Archiv keinen unmittelbar oder mittelbar
wirtschaftlichen oder Erwerbszweck verfolgt.

Dies gilt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 und 4 nur,
wenn zusätzlich eine der Voraussetzungen des Satzes
2 Nr. 1 oder 2 vorliegt.
(3) Zulässig ist, Vervielfältigungsstücke von kleinen
Teilen eines Werkes, von Werken von geringem Um-
fang oder von einzelnen Beiträgen, die in Zeitungen
oder Zeitschriften erschienen oder öffentlich zugäng-
lich gemacht worden sind, zum eigenen Gebrauch

1. im Schulunterricht, in nichtgewerblichen
Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung
sowie in Einrichtungen der Berufsbildung in
der für eine Schulklasse erforderlichen
Anzahl oder

2. für staatliche Prüfungen und Prüfungen in
Schulen, Hochschulen, in nichtgewerblichen
Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung
sowie in der Berufsbildung in der erforder-
lichen Anzahl herzustellen oder herstellen zu
lassen, wenn und soweit die Vervielfältigung
zu diesem Zweck geboten ist.

(4) Die Vervielfältigung
a) graphischer Aufzeichnungen von Werken der

Musik,
b) eines Buches oder einer Zeitschrift,

wenn es sich um eine im wesentlichen vollständige
Vervielfältigung handelt, ist, soweit sie nicht durch
Abschreiben vorgenommen wird, stets nur mit
Einwilligung des Berechtigten zulässig oder unter den
Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2 oder zum
eigenen Gebrauch, wenn es sich um ein seit
mindestens zwei Jahren vergriffenes Werk handelt.
(5) Absatz 1 sowie Absatz 2 Nr. 2 bis 4 finden keine
Anwendung auf Datenbankwerke, deren Elemente
einzeln mit Hilfe elektronischer Mittel zugänglich
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sind. Absatz 2 Nr. 1 findet auf solche Datenbankwerke
mit der Maßgabe Anwendung, daß der
wissenschaftliche Gebrauch nicht zu gewerblichen
Zwecken erfolgt.
(6) Die Vervielfältigungsstücke dürfen weder
verbreitet noch zu öffentlichen Wiedergaben benutzt
werden. Zulässig ist jedoch, rechtmäßig hergestellte
Vervielfältigungsstücke von Zeitungen und
vergriffenen Werken sowie solche Werkstücke zu
verleihen, bei denen kleine beschädigte oder abhanden
gekommene Teile durch Vervielfältigungsstücke
ersetzt worden sind.
(7) Die Aufnahme öffentlicher Vorträge,
Aufführungen oder Vorführungen eines Werkes auf
Bild- oder Tonträger, die Ausführung von Plänen und
Entwürfen zu Werken der bildenden Künste und der
Nachbau eines Werkes der Baukunst sind stets nur mit
Einwilligung des Berechtigten zulässig.

sind. Absatz 2 Nr. 1 findet auf solche Datenbankwerke
mit der Maßgabe Anwendung, daß der
wissenschaftliche Gebrauch nicht zu gewerblichen
Zwecken erfolgt.
(6) Die Vervielfältigungsstücke dürfen weder
verbreitet noch zu öffentlichen Wiedergaben benutzt
werden. Zulässig ist jedoch, rechtmäßig hergestellte
Vervielfältigungsstücke von Zeitungen und
vergriffenen Werken sowie solche Werkstücke zu
verleihen, bei denen kleine beschädigte oder abhanden
gekommene Teile durch Vervielfältigungsstücke
ersetzt worden sind.
(7) Die Aufnahme öffentlicher Vorträge,
Aufführungen oder Vorführungen eines Werkes auf
Bild- oder Tonträger, die Ausführung von Plänen und
Entwürfen zu Werken der bildenden Künste und der
Nachbau eines Werkes der Baukunst sind stets nur mit
Einwilligung des Berechtigten zulässig.

sind. Absatz 2 Nr. 1 findet auf solche Datenbankwerke
mit der Maßgabe Anwendung, daß der
wissenschaftliche Gebrauch nicht zu gewerblichen
Zwecken erfolgt.
(6) Die Vervielfältigungsstücke dürfen weder
verbreitet noch zu öffentlichen Wiedergaben benutzt
werden. Zulässig ist jedoch, rechtmäßig hergestellte
Vervielfältigungsstücke von Zeitungen und
vergriffenen Werken sowie solche Werkstücke zu
verleihen, bei denen kleine beschädigte oder abhanden
gekommene Teile durch Vervielfältigungsstücke
ersetzt worden sind.
(7) Die Aufnahme öffentlicher Vorträge,
Aufführungen oder Vorführungen eines Werkes auf
Bild- oder Tonträger, die Ausführung von Plänen und
Entwürfen zu Werken der bildenden Künste und der
Nachbau eines Werkes der Baukunst sind stets nur mit
Einwilligung des Berechtigten zulässig.
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§ 56 Vervielfältigung und öffentliche Wiedergabe
durch Geschäftsbetriebe
(1) In Geschäftsbetrieben, die Bild- oder Tonträger,
Geräte zu deren Herstellung oder Wiedergabe oder
zum Empfang von Funksendungen vertreiben oder
instandsetzen, dürfen Werke auf Bild- oder Tonträger
übertragen und mittels Bild- oder Tonträger öffentlich
wiedergegeben sowie Funksendungen von Werken
öffentlich wahrnehmbar gemacht werden, soweit dies
notwendig ist, um Kunden diese Geräte und
Vorrichtungen vorzuführen oder um die Geräte
instandzusetzen.

(2) Nach Absatz 1 hergestellte Bild- oder Tonträger
sind unverzüglich zu löschen.

§ 56 Vervielfältigung und öffentliche Wiedergabe
in Geschäftsbetrieben
(1) In Geschäftsbetrieben, in denen Geräte zur
Herstellung oder zur Wiedergabe von Bild- oder
Tonträgern, zum Empfang von Funksendungen oder
zur elektronischen Datenverarbeitung vertrieben oder
instand gesetzt werden, ist die Übertragung von
Werken auf Bild-, Ton- oder Datenträger, die
öffentliche Wahrnehmbarmachung von Werken
mittels Bild-, Ton- oder Datenträger, die öffentliche
Wahrnehmbarmachung von Funksendungen und
öffentliche Zugänglichmachungen von Werken
zulässig, soweit dies notwendig ist, um diese Geräte
Kunden vorzuführen oder instand zu setzen.
(2) Nach Absatz 1 hergestellte Bild-, Ton- oder
Datenträger sind unverzüglich zu löschen.

§ 56 Vervielfältigung und öffentliche Wiedergabe
in Geschäftsbetrieben
(1) In Geschäftsbetrieben, in denen Geräte zur
Herstellung oder zur Wiedergabe von Bild- oder
Tonträgern, zum Empfang von Funksendungen oder
zur elektronischen Datenverarbeitung vertrieben oder
instand gesetzt werden, ist die Übertragung von
Werken auf Bild-, Ton- oder Datenträger, die
öffentliche Wahrnehmbarmachung von Werken
mittels Bild-, Ton- oder Datenträger sowie die
öffentliche Wahrnehmbarmachung von Funksen-
dungen und öffentliche Zugänglichmachungen von
Werken zulässig, soweit dies notwendig ist, um diese
Geräte Kunden vorzuführen oder instand zu setzen.
(2) Nach Absatz 1 hergestellte Bild-, Ton- oder
Datenträger sind unverzüglich zu löschen.

§ 58 Katalogbilder

Zulässig ist, öffentlich ausgestellte sowie zur
öffentlichen Ausstellung oder zur Versteigerung
bestimmte Werke der bildenden Künste in
Verzeichnissen, die zur Durchführung der Ausstellung
oder Versteigerung vom Veranstalter herausgegeben
werden, zu vervielfältigen und zu verbreiten.

§ 58 Werke in Ausstellungen und Versteigerungen

Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und
öffentliche Zugänglichmachung von öffentlich
ausgestellten oder zur öffentlichen Ausstellung oder
zum öffentlichen Verkauf bestimmten Werken durch
den Veranstalter zur Werbung, soweit dies zur
Förderung der Veranstaltung erforderlich ist.

§ 58 Werke in Ausstellungen, öffentlichem Verkauf
und öffentlich zugänglichen Einrichtungen
Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und
öffentliche Zugänglichmachung von öffentlich
ausgestellten oder zur öffentlichen Ausstellung oder
zum öffentlichen Verkauf bestimmten Werken der
bildenden Künste und Lichtbildwerken durch den
Veranstalter zur Werbung, soweit dies zur Förderung
der Veranstaltung erforderlich ist.
(2) Zulässig ist ferner die Vervielfältigung und
Verbreitung der in Absatz 1 genannten Werke in
Verzeichnissen, die von öffentlich zugänglichen
Bibliotheken, Bildungseinrichtungen oder Museen in
inhaltlichem und zeitlichem Zusammenhang mit einer
Ausstellung oder zur Dokumentation von Beständen
herausgegeben werden und mit denen kein eigen-
ständiger Erwerbszweck verfolgt wird.
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§ 60 Bildnisse
(1) Der Besteller eines Bildnisses oder sein
Rechtsnachfolger darf es durch Lichtbild
vervielfältigen oder vervielfältigen lassen. Handelt es
sich bei dem Bildnis um ein Lichtbildwerk, so ist die
Vervielfältigung auch auf andere Weise als durch
Lichtbild zulässig. Die Vervielfältigungsstücke dürfen
unentgeltlich verbreitet werden.

(2) Die gleichen Rechte stehen bei einem auf
Bestellung geschaffenen Bildnis dem Abgebildeten,
nach seinem Tode seinen Angehörigen zu.

(3) Angehörige im Sinne des Absatzes 2 sind der
Ehegatte und die Kinder oder, wenn weder ein
Ehegatte noch Kinder vorhanden sind, die Eltern.

§ 60 Bildnisse
(1) Zulässig ist die Vervielfältigung sowie die
unentgeltliche und nicht zu gewerblichen Zwecken
vorgenommene Verbreitung eines Bildnisses durch
den Besteller des Bildnisses oder seinen Rechtsnach-
folger oder bei einem auf Bestellung geschaffenen
Bildnis durch den Abgebildeten oder nach dessen Tod
durch seine Angehörigen oder durch einen im Auftrag
dieser Personen handelnden Dritten. Handelt es sich
bei dem Bildnis um ein Werk der bildenden Künste,
so ist die Verwertung nur durch Lichtbild zulässig.
(2) Angehörige im Sinne von Absatz 1 Satz 1 sind der
Ehegatte und die Kinder oder, wenn weder ein
Ehegatte noch Kinder vorhanden sind, die Eltern.

§ 60 Bildnisse
(1) Zulässig ist die Vervielfältigung sowie die
unentgeltliche und nicht zu gewerblichen Zwecken
vorgenommene Verbreitung eines Bildnisses durch
den Besteller des Bildnisses oder seinen Rechtsnach-
folger oder bei einem auf Bestellung geschaffenen
Bildnis durch den Abgebildeten oder nach dessen Tod
durch seine Angehörigen oder durch einen im Auftrag
dieser Personen handelnden Dritten. Handelt es sich
bei dem Bildnis um ein Werk der bildenden Künste,
so ist die Verwertung nur durch Lichtbild zulässig.
(2) Angehörige im Sinne von Absatz 1 Satz 1 sind der
Ehegatte oder der Lebenspartner und die Kinder oder,
wenn weder ein Ehegatte oder Lebenspartner noch
Kinder vorhanden sind, die Eltern.

§ 61 Zwangslizenz zur Herstellung von Tonträgern
(1) Ist einem Hersteller von Tonträgern ein
Nutzungsrecht an einem Werk der Musik eingeräumt
worden mit dem Inhalt, das Werk zu gewerblichen
Zwecken auf Tonträger zu übertragen und diese zu
vervielfältigen und zu verbreiten, so ist der Urheber
verpflichtet, jedem anderen Hersteller von Tonträgern,
der im Geltungsbereich dieses Gesetzes seine
Hauptniederlassung oder seinen Wohnsitz hat, nach
Erscheinen des Werkes gleichfalls ein Nutzungsrecht
mit diesem Inhalt zu angemessenen Bedingungen
einzuräumen; dies gilt nicht, wenn das bezeichnete
Nutzungsrecht erlaubterweise von einer
Verwertungsgesellschaft wahrgenommen wird oder
wenn das Werk der Überzeugung des Urhebers nicht
mehr entspricht, ihm deshalb die Verwertung des
Werkes nicht mehr zugemutet werden kann und er ein
etwa bestehendes Nutzungsrecht aus diesem Grunde

— (aufgehoben) — (aufgehoben)
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zurückgerufen hat. Der Urheber ist nicht verpflichtet,
die Benutzung des Werkes zur Herstellung eines
Filmes zu gestatten.
(2) Gegenüber einem Hersteller von Tonträgern, der
weder seine Hauptniederlassung noch seinen
Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat,
besteht die Verpflichtung nach Absatz 1, soweit in
dem Staat, in dem er seine Hauptniederlassung oder
seinen Wohnsitz hat, den Herstellern von Tonträgern,
die ihre Hauptniederlassung oder ihren Wohnsitz im
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, nach einer
Bekanntmachung des Bundesministers der Justiz im
Bundesgesetzblatt ein entsprechendes Recht gewährt
wird.
(3) Das nach den vorstehenden Bestimmungen
einzuräumende Nutzungsrecht wirkt nur im
Geltungsbereich dieses Gesetzes und für die Ausfuhr
nach Staaten, in denen das Werk keinen Schutz gegen
die Übertragung auf Tonträger genießt.
(4) Hat der Urheber einem anderen das ausschließliche
Nutzungsrecht eingeräumt mit dem Inhalt, das Werk
zu gewerblichen Zwecken auf Tonträger zu übertragen
und diese zu vervielfältigen und zu verbreiten, so
gelten die vorstehenden Bestimmungen mit der
Maßgabe, daß der Inhaber des ausschließlichen
Nutzungsrechts zur Einräumung des in Absatz 1
bezeichneten Nutzungsrechts verpflichtet ist.
(5) Auf ein Sprachwerk, das als Text mit einem Werk
der Musik verbunden ist, sind die vorstehenden
Bestimmungen entsprechend anzuwenden, wenn
einem Hersteller von Tonträgern ein Nutzungsrecht
eingeräumt worden ist mit dem Inhalt, das Sprachwerk
in Verbindung mit dem Werk der Musik auf Tonträger
zu übertragen und diese zu vervielfältigen und zu
verbreiten.
(6) Für Klagen, durch die ein Anspruch auf
Einräumung des Nutzungsrechts geltend gemacht
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wird, sind, sofern der Urheber oder im Falle des
Absatzes 4 der Inhaber des ausschließlichen
Nutzungsrechts im Geltungsbereich dieses Gesetzes
keinen allgemeinen Gerichtsstand hat, die Gerichte
zuständig, in deren Bezirk das Patentamt seinen Sitz
hat. Einstweilige Verfügungen können erlassen
werden, auch wenn die in den §§ 935 und 940 der
Zivilprozeßordnung bezeichneten Voraussetzungen
nicht zutreffen.
(7) Die vorstehenden Bestimmungen sind nicht
anzuwenden, wenn das in Absatz 1 bezeichnete
Nutzungsrecht lediglich zur Herstellung eines Filmes
eingeräumt worden ist.
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§ 62 Änderungsverbot
(1) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts
die Benutzung eines Werkes zulässig ist, dürfen
Änderungen an dem Werk nicht vorgenommen
werden. § 39 gilt entsprechend.
(2) Soweit der Benutzungszweck es erfordert, sind
Übersetzungen und solche Änderungen des Werkes
zulässig, die nur Auszüge oder Übertragungen in eine
andere Tonart oder Stimmlage darstellen.
(3) Bei Werken der bildenden Künste und
Lichtbildwerken sind Übertragungen des Werkes in
eine andere Größe und solche Änderungen zulässig,
die das für die Vervielfältigung angewendete
Verfahren mit sich bringt.
(4) Bei Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder
Unterrichtsgebrauch (§ 46) sind außer den nach den
Absätzen 1 bis 3 erlaubten Änderungen solche
Änderungen von Sprachwerken zulässig, die für den
Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch
erforderlich sind. Diese Änderungen bedürfen jedoch
der Einwilligung des Urhebers, nach seinem Tode der
Einwilligung seines Rechtsnachfolgers (§ 30), wenn
dieser Angehöriger (§ 60 Abs. 3) des Urhebers ist oder
das Urheberrecht auf Grund letztwilliger Verfügung
des Urhebers erworben hat. Die Einwilligung gilt als
erteilt, wenn der Urheber oder der Rechtsnachfolger
nicht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die
beabsichtigte Änderung mitgeteilt worden ist,
widerspricht und er bei der Mitteilung der Änderung
auf diese Rechtsfolge hingewiesen worden ist.

§ 62 Änderungsverbot
(1) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts
die Benutzung eines Werkes zulässig ist, dürfen
Änderungen an dem Werk nicht vorgenommen
werden. § 39 gilt entsprechend.
(2) Soweit der Benutzungszweck es erfordert, sind
Übersetzungen und solche Änderungen des Werkes
zulässig, die nur Auszüge oder Übertragungen in eine
andere Tonart oder Stimmlage darstellen.
(3) Bei Werken der bildenden Künste und
Lichtbildwerken sind Übertragungen des Werkes in
eine andere Größe und solche Änderungen zulässig,
die das für die Vervielfältigung angewendete
Verfahren mit sich bringt.
(4) Bei Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder
Unterrichtsgebrauch (§ 46) sind außer den nach den
Absätzen 1 bis 3 erlaubten Änderungen solche
Änderungen von Sprachwerken zulässig, die für den
Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch
erforderlich sind. Diese Änderungen bedürfen jedoch
der Einwilligung des Urhebers, nach seinem Tode der
Einwilligung seines Rechtsnachfolgers (§ 30), wenn
dieser Angehöriger (§ 60 Abs. 2) des Urhebers ist oder
das Urheberrecht auf Grund letztwilliger Verfügung
des Urhebers erworben hat. Die Einwilligung gilt als
erteilt, wenn der Urheber oder der Rechtsnachfolger
nicht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die
beabsichtigte Änderung mitgeteilt worden ist,
widerspricht und er bei der Mitteilung der Änderung
auf diese Rechtsfolge hingewiesen worden ist.

§ 62 Änderungsverbot
(1) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts
die Benutzung eines Werkes zulässig ist, dürfen
Änderungen an dem Werk nicht vorgenommen
werden. § 39 gilt entsprechend.
(2) Soweit der Benutzungszweck es erfordert, sind
Übersetzungen und solche Änderungen des Werkes
zulässig, die nur Auszüge oder Übertragungen in eine
andere Tonart oder Stimmlage darstellen.
(3) Bei Werken der bildenden Künste und
Lichtbildwerken sind Übertragungen des Werkes in
eine andere Größe und solche Änderungen zulässig,
die das für die Vervielfältigung angewendete
Verfahren mit sich bringt.
(4) Bei Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder
Unterrichtsgebrauch (§ 46) sind außer den nach den
Absätzen 1 bis 3 erlaubten Änderungen solche
Änderungen von Sprachwerken zulässig, die für den
Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch
erforderlich sind. Diese Änderungen bedürfen jedoch
der Einwilligung des Urhebers, nach seinem Tode der
Einwilligung seines Rechtsnachfolgers (§ 30), wenn
dieser Angehöriger (§ 60 Abs. 2) des Urhebers ist oder
das Urheberrecht auf Grund letztwilliger Verfügung
des Urhebers erworben hat. Die Einwilligung gilt als
erteilt, wenn der Urheber oder der Rechtsnachfolger
nicht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die
beabsichtigte Änderung mitgeteilt worden ist,
widerspricht und er bei der Mitteilung der Änderung
auf diese Rechtsfolge hingewiesen worden ist.

§ 63 Quellenangabe
(1) Wenn ein Werk oder ein Teil eines Werkes in den
Fällen des § 45 Abs. 1, der §§�46 bis 48, 50, 51, 58, 59
und 61 vervielfältigt wird, ist stets die Quelle deutlich
anzugeben. Das gleiche gilt in den Fällen des § 53
Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 für die Vervielfältigung

§ 63 Quellenangabe
(1) Wenn ein Werk oder ein Teil eines Werkes in den
Fällen des § 45 Abs. 1, der §§�45a bis 48, 50, 51, 58
und 59 vervielfältigt wird, ist stets die Quelle deutlich
anzugeben. Das gleiche gilt in den Fällen des § 53
Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 für die Vervielfältigung

§ 63 Quellenangabe
(1) Wenn ein Werk oder ein Teil eines Werkes in den
Fällen des § 45 Abs. 1, der §§�45a bis 48, 50, 51, 58
und 59 vervielfältigt wird, ist stets die Quelle deutlich
anzugeben. Das gleiche gilt in den Fällen des § 53
Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 für die Vervielfältigung
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eines Datenbankwerkes. Bei der Vervielfältigung
ganzer Sprachwerke oder ganzer Werke der Musik ist
neben dem Urheber auch der Verlag anzugeben, in
dem das Werk erschienen ist, und außerdem kenntlich
zu machen, ob an dem Werk Kürzungen oder andere
Änderungen vorgenommen worden sind. Die
Verpflichtung zur Quellenangabe entfällt, wenn die
Quelle weder auf dem benutzten Werkstück oder bei
der benutzten Werkwiedergabe genannt noch dem zur
Vervielfältigung Befugten anderweit bekannt ist.
(2) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts
die öffentliche Wiedergabe eines Werkes zulässig ist,
ist die Quelle deutlich anzugeben, wenn und soweit
die Verkehrssitte es erfordert.

(3) Wird ein Artikel aus einer Zeitung oder einem
anderen Informationsblatt nach § 49 Abs. 1 in einer
anderen Zeitung oder in einem anderen
Informationsblatt abgedruckt oder durch Funk
gesendet, so ist stets außer dem Urheber, der in der
benutzten Quelle bezeichnet ist, auch die Zeitung oder
das Informationsblatt anzugeben, woraus der Artikel
entnommen ist; ist dort eine andere Zeitung oder ein
anderes Informationsblatt als Quelle angeführt, so ist
diese Zeitung oder dieses Informationsblatt
anzugeben. Wird ein Rundfunkkommentar nach § 49
Abs. 1 in einer Zeitung oder einem anderen
Informationsblatt abgedruckt oder durch Funk
gesendet, so ist stets außer dem Urheber auch das
Sendeunternehmen anzugeben, das den Kommentar
gesendet hat.

eines Datenbankwerkes. Bei der Vervielfältigung
ganzer Sprachwerke oder ganzer Werke der Musik ist
neben dem Urheber auch der Verlag anzugeben, in
dem das Werk erschienen ist, und außerdem kenntlich
zu machen, ob an dem Werk Kürzungen oder andere
Änderungen vorgenommen worden sind. Die
Verpflichtung zur Quellenangabe entfällt, wenn die
Quelle weder auf dem benutzten Werkstück oder bei
der benutzten Werkwiedergabe genannt noch dem zur
Vervielfältigung Befugten anderweit bekannt ist.
(2) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts
die öffentliche Wiedergabe eines Werkes zulässig ist,
ist die Quelle deutlich anzugeben, wenn und soweit
die Verkehrssitte es erfordert.

(3) Wird ein Artikel aus einer Zeitung oder einem
anderen Informationsblatt nach § 49 Abs. 1 in einer
anderen Zeitung oder in einem anderen
Informationsblatt abgedruckt oder durch Funk
gesendet, so ist stets außer dem Urheber, der in der
benutzten Quelle bezeichnet ist, auch die Zeitung oder
das Informationsblatt anzugeben, woraus der Artikel
entnommen ist; ist dort eine andere Zeitung oder ein
anderes Informationsblatt als Quelle angeführt, so ist
diese Zeitung oder dieses Informationsblatt
anzugeben. Wird ein Rundfunkkommentar nach § 49
Abs. 1 in einer Zeitung oder einem anderen
Informationsblatt abgedruckt oder durch Funk
gesendet, so ist stets außer dem Urheber auch das
Sendeunternehmen anzugeben, das den Kommentar
gesendet hat.

eines Datenbankwerkes. Bei der Vervielfältigung
ganzer Sprachwerke oder ganzer Werke der Musik ist
neben dem Urheber auch der Verlag anzugeben, in
dem das Werk erschienen ist, und außerdem kenntlich
zu machen, ob an dem Werk Kürzungen oder andere
Änderungen vorgenommen worden sind. Die
Verpflichtung zur Quellenangabe entfällt, wenn die
Quelle weder auf dem benutzten Werkstück oder bei
der benutzten Werkwiedergabe genannt noch dem zur
Vervielfältigung Befugten anderweit bekannt ist.
(2) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts
die öffentliche Wiedergabe eines Werkes zulässig ist,
ist die Quelle deutlich anzugeben, wenn und soweit
die Verkehrssitte es erfordert. In den Fällen der
öffentlichen Wiedergabe nach den §§ 46, 48, 51 und
52a ist die Quelle einschließlich des Namens des
Urhebers stets anzugeben, es sei denn, dass dies nicht
möglich ist.
(3) Wird ein Artikel aus einer Zeitung oder einem
anderen Informationsblatt nach § 49 Abs. 1 in einer
anderen Zeitung oder in einem anderen
Informationsblatt abgedruckt oder durch Funk
gesendet, so ist stets außer dem Urheber, der in der
benutzten Quelle bezeichnet ist, auch die Zeitung oder
das Informationsblatt anzugeben, woraus der Artikel
entnommen ist; ist dort eine andere Zeitung oder ein
anderes Informationsblatt als Quelle angeführt, so ist
diese Zeitung oder dieses Informationsblatt
anzugeben. Wird ein Rundfunkkommentar nach § 49
Abs. 1 in einer Zeitung oder einem anderen
Informationsblatt abgedruckt oder durch Funk
gesendet, so ist stets außer dem Urheber auch das
Sendeunternehmen anzugeben, das den Kommentar
gesendet hat.
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§ 69a Gegenstand des Schutzes
(1) Computerprogramme im Sinne dieses Gesetzes
sind Programme in jeder Gestalt, einschließlich des
Entwurfsmaterials.
(2) Der gewährte Schutz gilt für alle Ausdrucksformen
eines Computerprogramms. Ideen und Grundsätze, die
einem Element eines Computerprogramms zugrunde
liegen, einschließlich der den Schnittstellen
zugrundeliegenden Ideen und Grundsätze, sind nicht
geschützt.
(3) Computerprogramme werden geschützt, wenn sie
individuelle Werke in dem Sinne darstellen, daß sie
das Ergebnis der eigenen geistigen Schöpfung ihres
Urhebers sind. Zur Bestimmung ihrer Schutzfähigkeit
sind keine anderen Kriterien, insbesondere nicht
qualitative oder ästhetische, anzuwenden.
(4) Auf Computergrogramme finden die für
Sprachwerke geltenden Bestimmungen Anwendung,
soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt
ist.

§ 69a Gegenstand des Schutzes
(1) Computerprogramme im Sinne dieses Gesetzes
sind Programme in jeder Gestalt, einschließlich des
Entwurfsmaterials.
(2) Der gewährte Schutz gilt für alle Ausdrucksformen
eines Computerprogramms. Ideen und Grundsätze, die
einem Element eines Computerprogramms zugrunde
liegen, einschließlich der den Schnittstellen
zugrundeliegenden Ideen und Grundsätze, sind nicht
geschützt.
(3) Computerprogramme werden geschützt, wenn sie
individuelle Werke in dem Sinne darstellen, daß sie
das Ergebnis der eigenen geistigen Schöpfung ihres
Urhebers sind. Zur Bestimmung ihrer Schutzfähigkeit
sind keine anderen Kriterien, insbesondere nicht
qualitative oder ästhetische, anzuwenden.
(4) Auf Computerprogramme finden die für
Sprachwerke geltenden Bestimmungen Anwendung,
soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt
ist.
(5) Die Vorschriften der §§ 95a bis 95c finden auf
Computerprogramme keine Anwendung.

§ 69a Gegenstand des Schutzes
(1) Computerprogramme im Sinne dieses Gesetzes
sind Programme in jeder Gestalt, einschließlich des
Entwurfsmaterials.
(2) Der gewährte Schutz gilt für alle Ausdrucksformen
eines Computerprogramms. Ideen und Grundsätze, die
einem Element eines Computerprogramms zugrunde
liegen, einschließlich der den Schnittstellen
zugrundeliegenden Ideen und Grundsätze, sind nicht
geschützt.
(3) Computerprogramme werden geschützt, wenn sie
individuelle Werke in dem Sinne darstellen, daß sie
das Ergebnis der eigenen geistigen Schöpfung ihres
Urhebers sind. Zur Bestimmung ihrer Schutzfähigkeit
sind keine anderen Kriterien, insbesondere nicht
qualitative oder ästhetische, anzuwenden.
(4) Auf Computerprogramme finden die für
Sprachwerke geltenden Bestimmungen Anwendung,
soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt
ist.
(5) Die Vorschriften der §§ 95a bis 95d finden auf
Computerprogramme keine Anwendung.

§ 69c Zustimmungsbedürftige Handlungen
Der Rechtsinhaber hat das ausschließliche Recht,
folgende Handlungen vorzunehmen oder zu gestatten:
1. die dauerhafte oder vorübergehende Vervielfälti-

gung, ganz oder teilweise, eines Computerpro-
gramms mit jedem Mittel und in jeder Form.
Soweit das Laden, Anzeigen, Ablaufen, Übertra-
gen oder Speichern des Computerprogramms
eine Vervielfältigung erfordert, bedürfen diese
Handlungen der Zustimmung des Rechtsinha-
bers;

2. die Übersetzung, die Bearbeitung, das

— § 69c Zustimmungsbedürftige Handlungen
Der Rechtsinhaber hat das ausschließliche Recht,
folgende Handlungen vorzunehmen oder zu gestatten:
1. die dauerhafte oder vorübergehende Vervielfälti-

gung, ganz oder teilweise, eines Computerpro-
gramms mit jedem Mittel und in jeder Form.
Soweit das Laden, Anzeigen, Ablaufen, Übertra-
gen oder Speichern des Computerprogramms
eine Vervielfältigung erfordert, bedürfen diese
Handlungen der Zustimmung des Rechtsinha-
bers;

2. die Übersetzung, die Bearbeitung, das
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Arrangement und andere Umarbeitungen eines
Computerprogramms sowie die Vervielfältigung
der erzielten Ergebnisse. Die Rechte derjenigen,
die das Programm bearbeiten, bleiben unberührt;

3. jede Form der Verbreitung des Originals eines
Computerprogramms oder von
Vervielfältigungsstücken, einschließlich der
Vermietung. Wird ein Vervielfältigungsstück
eines Computerprogramms mit Zustimmung des
Rechtsinhabers im Gebiet der Europäischen
Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum im Wege der Veräußerung in
Verkehr gebracht, so erschöpft sich das
Verbreitungsrecht in bezug auf dieses
Vervielfältigungsstück mit Ausnahme des
Vermietrechts.

Arrangement und andere Umarbeitungen eines
Computerprogramms sowie die Vervielfältigung
der erzielten Ergebnisse. Die Rechte derjenigen,
die das Programm bearbeiten, bleiben unberührt;

3. jede Form der Verbreitung des Originals eines
Computerprogramms oder von
Vervielfältigungsstücken, einschließlich der
Vermietung. Wird ein Vervielfältigungsstück
eines Computerprogramms mit Zustimmung des
Rechtsinhabers im Gebiet der Europäischen
Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum im Wege der Veräußerung in
Verkehr gebracht, so erschöpft sich das
Verbreitungsrecht in bezug auf dieses
Vervielfältigungsstück mit Ausnahme des
Vermietrechts;

4. die drahtgebundene oder drahtlose öffentliche
Wiedergabe eines Computerprogramms ein-
schließlich der öffentlichen Zugänglichmachung
in der Weise, dass es Mitgliedern der
Öffentlichkeit an Orten und zu Zeiten ihrer Wahl
zugänglich ist.
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§ 70 Wissenschaftliche Ausgaben
(1) Ausgaben urheberrechtlich nicht geschützter
Werke oder Texte werden in entsprechender
Anwendung der Vorschriften des Ersten Teils
geschützt, wenn sie das Ergebnis wissenschaftlich
sichtender Tätigkeit darstellen und sich wesentlich
von den bisher bekannten Ausgaben der Werke oder
Texte unterscheiden.
(2) […]
(3) […]

§ 70 Wissenschaftliche Ausgaben
(1) Ausgaben urheberrechtlich nicht geschützter
Werke oder Texte werden in entsprechender
Anwendung der Vorschriften des Teils 1 geschützt,
wenn sie das Ergebnis wissenschaftlich sichtender
Tätigkeit darstellen und sich wesentlich von den
bisher bekannten Ausgaben der Werke oder Texte
unterscheiden.
(2) […]
(3) […]

§ 72
(1) Lichtbilder und Erzeugnisse, die ähnlich wie
Lichtbilder hergestellt werden, werden in
entsprechender Anwendung der für Lichtbildwerke
geltenden Vorschriften des Ersten Teils geschützt.
(2) […]
(3) […]

§ 72
(1) Lichtbilder und Erzeugnisse, die ähnlich wie
Lichtbilder hergestellt werden, werden in
entsprechender Anwendung der für Lichtbildwerke
geltenden Vorschriften des Teils 1 geschützt.
(2) […]
(3) […]

§ 73 Ausübender Künstler
Ausübender Künstler im Sinne dieses Gesetzes ist,
wer ein Werk vorträgt oder aufführt oder bei dem
Vortrag oder der Aufführung eines Werkes
künstlerisch mitwirkt.

§ 73 Ausübender Künstler
Ausübender Künstler im Sinne dieses Gesetzes ist,
wer ein Werk der Literatur oder Kunst oder eine
Ausdrucksform der Folklore aufführt, singt, spielt
oder auf eine andere Weise darbietet oder an einer
solchen Darbietung künstlerisch mitwirkt.

§ 73 Ausübender Künstler
Ausübender Künstler im Sinne dieses Gesetzes ist,
wer ein Werk oder eine Ausdrucksform der Volks-
kunst aufführt, singt, spielt oder auf eine andere Weise
darbietet oder an einer solchen Darbietung künstler-
isch mitwirkt.

§ 74 Bildschirm- und Lautsprecherübertragung
Die Darbietung des ausübenden Künstlers darf nur mit
seiner Einwilligung außerhalb des Raumes, in dem sie
stattfindet, durch Bildschirm, Lautsprecher oder
ähnliche technische Einrichtungen öffentlich
wahrnehmbar gemacht werden.

§ 74 Anerkennung als ausübender Künstler
(1) Der ausübende Künstler hat das Recht, in Bezug
auf seine Darbietung als solcher anerkannt zu werden.
Er kann dabei bestimmen, ob und mit welchem
Namen er genannt wird.
(2) Haben mehrere ausübende Künstler gemeinsam
eine Darbietung erbracht, so können sie nur verlangen,
als Künstlergruppe genannt zu werden, sofern die
Nennung jedes einzelnen ausübenden Künstlers einen
unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und

§ 74 Anerkennung als ausübender Künstler
(1) Der ausübende Künstler hat das Recht, in Bezug
auf seine Darbietung als solcher anerkannt zu werden.
Er kann dabei bestimmen, ob und mit welchem
Namen er genannt wird.
(2) Haben mehrere ausübende Künstler gemeinsam
eine Darbietung erbracht und erfordert die Nennung
jedes Einzelnen von ihnen einen unverhältnismäßigen
Aufwand, so können sie nur verlangen, als Künstler-
gruppe genannt zu werden. Das Recht kann nur mit
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keiner der beteiligten ausübenden Künstler ein
berechtigtes Interesse an einer besonderen Nennung
hat. Das Recht kann nur durch einen gewählten
Vertreter der beteiligten ausübenden Künstler geltend
gemacht werden. Dazu ist erforderlich, dass sich mehr
Beteiligte für die Geltendmachung dieses Rechts
ausgesprochen haben als dagegen.

Zustimmung der Mehrheit der ausübenden Künstler
durch einen von ihnen gewählten Vertreter geltend
gemacht werden. Das Recht eines beteiligten
ausübenden Künstlers auf persönliche Benennung
bleibt bei einem besonderen Interesse unberührt.
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§ 75 Aufnahme, Vervielfältigung und Verbreitung
(1) Die Darbietung des ausübenden Künstlers darf nur
mit seiner Einwilligung auf Bild- und Tonträger
aufgenommen werden.
(2) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche
Recht, den Bild- oder Tonträger zu vervielfältigen und
zu verbreiten.
(3) Auf die Vergütungsansprüche des ausübenden
Künstlers für die Vermietung und das Verleihen der
Bild- oder Tonträger findet § 27 entsprechende
Anwendung.
(4) § 31 Abs. 5, die §§ 32, 32a, 36, 36a, 39 sind
entsprechend anwendbar.
(5) Haben mehrere ausübende Künstler gemeinsam
eine Darbietung erbracht, ohne dass sich ihre Anteile
gesondert verwerten lassen, können sie vor Beginn der
Darbietung eine Person bestimmen, die zur Ausübung
ihrer Ansprüche aus §§ 32, 32a befugt ist. § 80 bleibt
unberührt.

§ 75 Beeinträchtigungen der Darbietung
Der ausübende Künstler hat das Recht, eine
Entstellung oder eine andere Beeinträchtigung seiner
Darbietung zu verbieten, die geeignet ist, sein
Ansehen oder seinen Ruf als ausübender Künstler zu
gefährden. Haben mehrere ausübende Künstler
gemeinsam eine Darbietung erbracht, so haben sie bei
der Ausübung des Rechts aufeinander angemessene
Rücksicht zu nehmen.

§ 75 Beeinträchtigungen der Darbietung
Der ausübende Künstler hat das Recht, eine
Entstellung oder eine andere Beeinträchtigung seiner
Darbietung zu verbieten, die geeignet ist, sein
Ansehen oder seinen Ruf als ausübender Künstler zu
gefährden. Haben mehrere ausübende Künstler
gemeinsam eine Darbietung erbracht, so haben sie bei
der Ausübung des Rechts aufeinander angemessene
Rücksicht zu nehmen.

§ 76 Funksendung
(1) Die Darbietung des ausübenden Künstlers darf nur
mit seiner Einwilligung durch Funk gesendet werden.
(2) Die Darbietung des ausübenden Künstlers, die
erlaubterweise auf Bildoder Tonträger aufgenommen
worden ist, darf ohne seine Einwilligung durch Funk
gesendet werden, wenn die Bild- und Tonträger
erschienen sind; jedoch ist ihm hierfür eine
angemessene Vergütung zu zahlen.
(3) § 20b gilt entsprechend.

§ 76 Dauer der Rechte
Die in den §§ 74 und 75 bezeichneten Rechte
erlöschen mit dem Tode des ausübenden Künstlers,
jedoch erst 50 Jahre nach der Darbietung, wenn der
ausübende Künstler vor Ablauf dieser Frist verstorben
ist, sowie nicht vor Ablauf der für die
Verwertungsrechte gemäß § 82 geltenden Frist. Die
Frist ist nach § 69 zu berechnen. Haben mehrere
ausübende Künstler gemeinsam eine Darbietung
erbracht, so ist der Tod des letzten der beteiligten
ausübenden Künstler maßgeblich. Nach dem Tod des
ausübenden Künstlers stehen die Rechte seinen
Angehörigen (§ 60 Abs. 2) zu.

§ 76 Dauer der Persönlichkeitsrechte
Die in den §§ 74 und 75 bezeichneten Rechte
erlöschen mit dem Tode des ausübenden Künstlers,
jedoch erst 50 Jahre nach der Darbietung, wenn der
ausübende Künstler vor Ablauf dieser Frist verstorben
ist, sowie nicht vor Ablauf der für die Verwertungs-
rechte nach §�82 geltenden Frist. Die Frist ist nach
§�69 zu berechnen. Haben mehrere ausübende Künst-
ler gemeinsam eine Darbietung erbracht, so ist der
Tod des letzten der beteiligten ausübenden Künstler
maßgeblich. Nach dem Tod des ausübenden Künstlers
stehen die Rechte seinen Angehörigen (§ 60 Abs. 2)
zu.
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§ 77 Öffentliche Wiedergabe
Wird die Darbietung des ausübenden Künstlers mittels
Bild- oder Tonträger oder die Funksendung seiner
Darbietung öffentlich wahrnehmbar gemacht, so ist
ihm hierfür eine angemessene Vergütung zu zahlen.

§ 77 Aufnahme, Vervielfältigung und Verbreitung
(1) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche
Recht, seine Darbietung auf Bild- oder Tonträger
aufzunehmen.
(2) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche
Recht, den Bild- oder Tonträger, auf den seine Darbie-
tung aufgenommen worden ist, zu vervielfältigen und
zu verbreiten. § 27 ist entsprechend anzuwenden.

§ 77 Aufnahme, Vervielfältigung und Verbreitung
(1) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche
Recht, seine Darbietung auf Bild- oder Tonträger
aufzunehmen.
(2) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche
Recht, den Bild- oder Tonträger, auf den seine Darbie-
tung aufgenommen worden ist, zu vervielfältigen und
zu verbreiten. § 27 ist entsprechend anzuwenden.

§ 78 Abtretung
Der ausübende Künstler kann die nach den §§ 74 bis
77 gewährten Rechte und Ansprüche an Dritte
abtreten. § 75 Abs. 3 in Verbindung mit § 27 Abs. 1
Satz 2 und 3 bleibt unberührt.

§ 78 Öffentliche Wiedergabe
(1) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche
Recht, seine Darbietung
1. öffentlich zugänglich zu machen,
2. zu senden, es sei denn, dass die Darbietung er-

laubterweise auf Bild- oder Tonträger aufgenom-
men worden ist, die erschienen oder erlaubter-
weise öffentlich zugänglich gemacht worden sind,

3. außerhalb des Raumes, in dem sie stattfindet,
durch Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche
technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar
zu machen.

(2) Soweit ihm ein ausschließliches Recht nach Absatz
1 nicht zusteht, ist dem ausübenden Künstler für die
öffentliche Wiedergabe seiner Darbietung eine
angemessene Vergütung zu zahlen.

§ 78 Öffentliche Wiedergabe
(1) Der ausübende Künstler hat das ausschließliche
Recht, seine Darbietung
1. öffentlich zugänglich zu machen,
2. zu senden, es sei denn, dass die Darbietung er-

laubterweise auf Bild- oder Tonträger aufgenom-
men worden ist, die erschienen oder erlaubter-
weise öffentlich zugänglich gemacht worden sind,

3. außerhalb des Raumes, in dem sie stattfindet,
durch Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche
technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar
zu machen.

(2) Dem ausübenden Künstler ist eine angemessene
Vergütung zu zahlen, wenn
1. die Darbietung nach Absatz 1 Nr. 2 erlaubter-

weise gesendet,
2. die Darbietung mittels Bild- oder Tonträger

öffentlich wahrnehmbar gemacht oder
3. die Sendung oder die auf öffentlicher Zugänglich-

machung beruhende Wiedergabe der Darbietung
öffentlich wahrnehmbar gemacht wird.

(3) Auf Vergütungsansprüche nach Absatz 2 kann der
ausübende Künstler im Voraus nicht verzichten. Sie
können im Voraus nur an eine Verwertungsgesell-
schaft abgetreten werden.
(4) § 20b gilt entsprechend.
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§ 79 Ausübende Künstler in Arbeits- oder
Dienstverhältnissen
Hat ein ausübender Künstler eine Darbietung in Erfül-
lung seiner Verpflichtungen aus einem Arbeits- oder
Dienstverhältnis erbracht, so bestimmt sich, wenn kei-
ne besonderen Vereinbarungen getroffen sind, nach
dem Wesen des Arbeits- oder Dienstverhältnisses, in
welchem Umfang und unter welchen Bedingungen der
Arbeitgeber oder Dienstherr die Darbietung benutzen
und anderen ihre Benutzung gestatten darf.

§ 79 Nutzungsrecht
Der ausübende Künstler kann einem anderen das
Recht einräumen, die Darbietung auf einzelne oder
alle der ihm vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen.
§�31 Abs. 1 bis 3 und 5 sowie die §§ 32 bis 43 sind
entsprechend anzuwenden.

§ 79 Nutzungsrecht
Der ausübende Künstler kann einem anderen das
Recht einräumen, die Darbietung auf einzelne oder
alle der ihm vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen.
§�31 Abs. 1 bis 3 und 5 sowie die §§ 32 bis 43 sind
entsprechend anzuwenden.

§ 80 Chor-, Orchester- und Bühnenaufführungen
(1) Bei Chor-, Orchester- und Bühnenaufführungen
genügt in den Fällen der §§ 74, 75 Abs. 1 und 2 und §�76
Abs.�1 neben der Einwilligung der Solisten, des Dirigen-
ten und des Regisseurs die Einwilligung der gewählten
Vertreter (Vorstände) der mitwirkenden Künstler-
gruppen, wie Chor, Orchester, Ballett und Bühnen-
ensemble. Hat eine Gruppe keinen Vorstand, so wird die
Einwilligung der ihr angehörenden ausübenden Künstler
durch die Einwilligung des Leiters der Gruppe ersetzt.
(2) Zur Geltendmachung der sich aus den §§ 74 bis 77
ergebenden Rechte mit Ausnahme der Einwilligungs-
rechte sind bei Chor-, Orchester- und Bühnenauf-
führungen für die mitwirkenden Künstlergruppen
jeweils deren Vorstände und, soweit für eine Gruppe
ein Vorstand nicht besteht, der Leiter dieser Gruppe
allein ermächtigt. Die Ermächtigung kann auf eine
Verwertungsgesellschaft übertragen werden.

§ 80 Gemeinsame Darbietung mehrerer
ausübender Künstler
Haben mehrere ausübende Künstler gemeinsam eine
Darbietung erbracht, ohne dass sich ihre Anteile
gesondert verwerten lassen, so steht ihnen das Recht
zur Verwertung zur gesamten Hand zu. Keiner der
beteiligten ausübenden Künstler darf die Einwilligung
zur Verwertung oder die Einräumung eines
Nutzungsrechts (§ 79) wider Treu und Glauben
verweigern. § 8 Abs. 3 und 4 ist entsprechend
anzuwenden. Die sich aus den §§ 77 und 78
ergebenden Rechte und Ansprüche können nur durch
einen gemeinsamen Vertreter der beteiligten
ausübenden Künstler oder durch eine
Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden.

§ 80 Gemeinsame Darbietung mehrerer
ausübender Künstler
(1) Erbringen mehrere ausübende Künstler gemeinsam
eine Darbietung, ohne dass sich ihre Anteile gesondert
verwerten lassen, so steht ihnen das Recht zur Verwer-
tung zur gesamten Hand zu. Keiner der beteiligten
ausübenden Künstler darf seine Einwilligung zur Ver-
wertung wider Treu und Glauben verweigern. § 8
Abs.�2 Satz 2, Abs. 3 und 4 ist entsprechend anzu-
wenden.
(2) Hat eine Künstlergruppe, die eine Darbietung im
Sinne des Absatzes 1 erbringt, einen gewählten
Vertreter (Vorstand), so gilt er gegenüber Dritten als
zur Vertretung der Gesamthand bezüglich der sich aus
den §§ 77 und 78 ergebenden Rechte und Ansprüche
befugt. Hat eine Gruppe keinen Vorstand, so steht
dem Leiter der Gruppe die Befugnis nach Satz 1 zu.

§ 81 Schutz des Veranstalters
Wird die Darbietung des ausübenden Künstlers von
einem Unternehmen veranstaltet, so bedarf es in den
Fällen der §§ 74, 75 Abs. 1 und 2 und § 76 Abs. 1
neben der Einwilligung des ausübenden Künstlers
auch der Einwilligung des Inhabers des
Unternehmens.

§ 81 Schutz des Veranstalters
Wird die Darbietung des ausübenden Künstlers von
einem Unternehmen veranstaltet, so stehen die Rechte
nach § 77 Abs. 1 und 2 und § 78 Abs. 1 neben dem
ausübenden Künstler auch dem Inhaber des
Unternehmens zu. § 79 ist entsprechend anzuwenden.

§ 81 Schutz des Veranstalters
Wird die Darbietung des ausübenden Künstlers von
einem Unternehmen veranstaltet, so stehen die Rechte
nach § 77 Abs. 1 und 2 Satz 1 und § 78 Abs. 1 neben
dem ausübenden Künstler auch dem Inhaber des
Unternehmens zu. § 31 Abs. 1 bis 3 und 5 sowie die
§§�33 und 38 gelten entsprechend.
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§ 82 Dauer der Rechte
Ist die Darbietung des ausübenden Künstlers auf einen
Bild- oder Tonträger aufgenommen worden, so er-
löschen die Rechte des ausübenden Künstlers fünfzig
Jahre, diejenigen des Veranstalters fünfundzwanzig
Jahre nach dem Erscheinen des Bild- oder Tonträgers
oder, wenn seine erste erlaubte Benutzung zur
öffentlichen Wiedergabe früher erfolgt ist, nach
dieser; die Rechte des ausübenden Künstlers erlöschen
jedoch bereits fünfzig Jahre nach der Darbietung,
diejenigen des Veranstalters fünfundzwanzig Jahre
nach der Darbietung, wenn der Bild- oder Tonträger
innerhalb dieser Frist nicht erschienen oder
erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt
worden ist. Die Frist ist nach § 69 zu berechnen.

§ 82 Dauer der Verwertungsrechte
Ist die Darbietung des ausübenden Künstlers auf einen
Bild- oder Tonträger aufgenommen worden, so er-
löschen die in den §§ 77 und 78 bezeichneten Rechte
des ausübenden Künstlers fünfzig Jahre, die in § 81
bezeichneten Rechte des Veranstalters fünfundzwanzig
Jahre nach dem Erscheinen des Bild- oder Tonträgers
oder, wenn dessen erste erlaubte Benutzung zur
öffentlichen Wiedergabe früher erfolgt ist, nach dieser;
die Rechte des ausübenden Künstlers erlöschen jedoch
bereits 50 Jahre, diejenigen des Veranstalters fünfund-
zwanzig Jahre nach der Darbietung, wenn der Bild-
oder Tonträger innerhalb dieser Frist nicht erschienen
oder erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe
benutzt worden ist. Die Frist ist nach § 69 zu berechnen.

§ 82 Dauer der Verwertungsrechte
Ist die Darbietung des ausübenden Künstlers auf einen
Bild- oder Tonträger aufgenommen worden, so
erlöschen die in den §§ 77 und 78 bezeichneten
Rechte des ausübenden Künstlers 50 Jahre, die in § 81
bezeichneten Rechte des Veranstalters 25 Jahre nach
dem Erscheinen des Bild- oder Tonträgers oder, wenn
dessen erste erlaubte Benutzung zur öffentlichen
Wiedergabe früher erfolgt ist, nach dieser. Die Rechte
des ausübenden Künstlers erlöschen jedoch bereits 50
Jahre, diejenigen des Veranstalters 25 Jahre nach der
Darbietung, wenn der Bild- oder Tonträger innerhalb
dieser Frist nicht erschienen oder erlaubterweise zur
öffentlichen Wiedergabe benutzt worden ist. Die Frist
nach Satz 1 oder 2 ist nach § 69 zu berechnen.

§ 83 Schutz gegen Entstellung
(1) Der ausübende Künstler hat das Recht, eine Ent-
stellung oder eine andere Beeinträchtigung seiner Dar-
bietung zu verbieten, die geeignet ist, sein Ansehen
oder seinen Ruf als ausübender Künstler zu gefährden.
(2) Haben mehrere ausübende Künstler gemeinsam
eine Darbietung erbracht, so haben sie bei der Aus-
übung des Rechts aufeinander angemessene Rücksicht
zu nehmen.
(3) Das Recht erlischt mit dem Tode des ausübenden
Künstlers, jedoch erst fünfzig Jahre nach der
Darbietung, wenn der ausübende Künstler vor Ablauf
dieser Frist verstorben ist; die Frist ist nach § 69 zu
berechnen. Nach dem Tode des ausübenden Künstlers
steht das Recht seinen Angehörigen (§ 60 Abs. 3) zu.

§ 83 Schranken der Verwertungsrechte
Auf die dem ausübenden Künstler nach den §§ 77 und
78 sowie die dem Veranstalter nach § 81 zustehenden
Rechte sind die Vorschriften des Sechsten Abschnitts
des Ersten Teils entsprechend anzuwenden.

§ 83 Schranken der Verwertungsrechte
Auf die dem ausübenden Künstler nach den §§ 77 und
78 sowie die dem Veranstalter nach § 81 zustehenden
Rechte sind die Vorschriften des Abschnitts 6 des
Teils 1 entsprechend anzuwenden.

§ 84 Beschränkung der Rechte
Auf die dem ausübenden Künstler und dem Veranstal-
ter nach diesem Abschnitt zustehenden Rechte sind
die Vorschriften des Sechsten Abschnitts des Ersten
Teils mit Ausnahme des § 61 sinngemäß anzuwenden.

— (aufgehoben) — (aufgehoben)
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§ 85 Vervielfältigungs- und Verbreitungsrecht
(1) Der Hersteller eines Tonträgers hat das
ausschließliche Recht, den Tonträger zu
vervielfältigen und zu verbreiten. Ist der Tonträger in
einem Unternehmen hergestellt worden, so gilt der
Inhaber des Unternehmens als Hersteller. Das Recht
entsteht nicht durch Vervielfältigung eines Tonträgers.

(2) Das Recht erlischt fünfzig Jahre nach dem
Erscheinen des Tonträgers oder, wenn seine erste
erlaubte Benutzung zur öffentlichen Wiedergabe
früher erfolgt ist, nach dieser, jedoch bereits fünfzig
Jahre nach der Herstellung, wenn der Tonträger
innerhalb dieser Frist nicht erschienen oder
erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt
worden ist. Die Frist ist nach § 69 zu berechnen.

(3) § 27 Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des
Sechsten Abschnitts des Ersten Teils mit Ausnahme
des § 61 sind entsprechend anzuwenden.

§ 85 Verwertungsrechte
(1) Der Hersteller eines Tonträgers hat das
ausschließliche Recht, den Tonträger zu
vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich
zugänglich zu machen. Ist der Tonträger in einem
Unternehmen hergestellt worden, so gilt der Inhaber
des Unternehmens als Hersteller. Das Recht entsteht
nicht durch Vervielfältigung eines Tonträgers.
(2) Der Tonträgerhersteller kann einem anderen das
Recht einräumen, den Tonträger auf einzelne oder alle
der ihm vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen. § 31
Abs. 1 bis 3 und 5 und die §§ 33 bis 35, 38 und 41
sind entsprechend anzuwenden.
(3) Das Recht erlischt fünfzig Jahre nach dem
Erscheinen des Tonträgers oder, wenn seine erste
erlaubte Benutzung zur öffentlichen Wiedergabe
früher erfolgt ist, nach dieser, jedoch bereits fünfzig
Jahre nach der Herstellung, wenn der Tonträger
innerhalb dieser Frist nicht erschienen oder
erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt
worden ist. Die Frist ist nach § 69 zu berechnen.

(4) § 27 Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des
Sechsten Abschnitts des Ersten Teils sind
entsprechend anzuwenden.

§ 85 Verwertungsrechte
(1) Der Hersteller eines Tonträgers hat das
ausschließliche Recht, den Tonträger zu
vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich
zugänglich zu machen. Ist der Tonträger in einem
Unternehmen hergestellt worden, so gilt der Inhaber
des Unternehmens als Hersteller. Das Recht entsteht
nicht durch Vervielfältigung eines Tonträgers.
(2) Der Tonträgerhersteller kann einem anderen das
Recht einräumen, den Tonträger auf einzelne oder alle
der ihm vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen. §�31
Abs.�1 bis 3 und 5 und die §§ 33 und 38 gelten
entsprechend.
(3) Das Recht erlischt 50 Jahre nach dem Erscheinen
des Tonträgers. Ist der Tonträger innerhalb von 50
Jahren nach der Herstellung nicht erschienen, aber
erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt
worden, so erlischt das Recht 50 Jahre nach dieser. Ist
der Tonträger innerhalb dieser Frist nicht erschienen
oder erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe
benutzt worden, so erlischt das Recht 50 Jahre nach
der Herstellung des Tonträgers. Die Frist ist nach § 69
zu berechnen.
(4) § 27 Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des
Abschnitts 6 des Teils 1 sind entsprechend
anzuwenden.

§ 86 Anspruch auf Beteiligung
Wird ein erschienener Tonträger, auf den die
Darbietung eines ausübenden Künstlers aufgenommen
ist, zur öffentlichen Wiedergabe der Darbietung
benutzt, so hat der Hersteller des Tonträgers gegen
den ausübenden Künstler einen Anspruch auf
angemessene Beteiligung an der Vergütung, die dieser
nach § 76 Abs. 2 und § 77 erhält.

§ 86 Anspruch auf Beteiligung
Wird ein erschienener oder erlaubterweise öffentlich
zugänglich gemachter Tonträger, auf den die
Darbietung eines ausübenden Künstlers aufgenommen
ist, zur öffentlichen Wiedergabe der Darbietung
benutzt, so hat der Hersteller des Tonträgers gegen
den ausübenden Künstler einen Anspruch auf
angemessene Beteiligung an der Vergütung, die dieser
nach § 78 Abs. 2 erhält.

§ 86 Anspruch auf Beteiligung
Wird ein erschienener oder erlaubterweise öffentlich
zugänglich gemachter Tonträger, auf den die
Darbietung eines ausübenden Künstlers aufgenommen
ist, zur öffentlichen Wiedergabe der Darbietung
benutzt, so hat der Hersteller des Tonträgers gegen
den ausübenden Künstler einen Anspruch auf
angemessene Beteiligung an der Vergütung, die dieser
nach § 78 Abs. 2 erhält.
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§ 87
(1) Das Sendeunternehmen hat das ausschließliche
Recht,

1. seine Funksendung weiterzusenden,
2. seine Funksendung auf Bild- oder Tonträger

aufzunehmen, Lichtbilder von seiner
Funksendung herzustellen sowie die Bild-
oder Tonträger oder Lichtbilder zu
vervielfältigen und zu verbreiten,
ausgenommen das Vermietrecht,

3. an Stellen, die der Öffentlichkeit nur gegen
Zahlung eines Eintrittsgeldes zugänglich
sind, seine Funksendung öffentlich
wahrnehmbar zu machen.

(2) Das Recht erlischt fünfzig Jahre nach der ersten
Funksendung. Die Frist ist nach §�69 zu berechnen.
(3) Die Vorschriften des Sechsten Abschnitts des
Ersten Teils mit Ausnahme des §�47 Abs.�2 Satz 2, des
§ 54 Abs. 1 und des § 61 sind sinngemäß anzuwenden.
(4) Sendeunternehmen und Kabelunternehmen sind
gegenseitig verpflichtet, einen Vertrag über die
Kabelweitersendung im Sinne des § 20b Abs. 1 Satz 1
zu angemessenen Bedingungen abzuschließen, sofern
nicht ein die Ablehnung des Vertragsabschlusses
sachlich rechtfertigender Grund besteht; die
Verpflichtung des Sendeunternehmens gilt auch für
die ihm in bezug auf die eigene Sendung
eingeräumten oder übertragenen Senderechte.

§ 87
(1) Das Sendeunternehmen hat das ausschließliche
Recht,

1. seine Funksendung weiterzusenden und
öffentlich zugänglich zu machen,

2. seine Funksendung auf Bild- oder Tonträger
aufzunehmen, Lichtbilder von seiner
Funksendung herzustellen sowie die Bild-
oder Tonträger oder Lichtbilder zu
vervielfältigen und zu verbreiten,
ausgenommen das Vermietrecht,

3. an Stellen, die der Öffentlichkeit nur gegen
Zahlung eines Eintrittsgeldes zugänglich
sind, seine Funksendung öffentlich
wahrnehmbar zu machen.

(2) Das Sendeunternehmen kann einem anderen das
Recht einräumen, die Funksendung auf einzelne oder
alle der ihm vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen.
§�31 Abs. 1 bis 3 und 5 und die §§ 33 bis 35, 38 und
41 sind entsprechend anzuwenden.
(3) Das Recht erlischt fünfzig Jahre nach der ersten
Funksendung. Die Frist ist nach §�69 zu berechnen.
(4) Die Vorschriften des Sechsten Abschnitts des
Ersten Teils mit Ausnahme des §�47 Abs.�2 Satz 2 und
des § 54 Abs. 1 sind entsprechend anzuwenden.
(5) Sendeunternehmen und Kabelunternehmen sind
gegenseitig verpflichtet, einen Vertrag über die
Kabelweitersendung im Sinne des § 20b Abs. 1 Satz 1
zu angemessenen Bedingungen abzuschließen, sofern
nicht ein die Ablehnung des Vertragsabschlusses
sachlich rechtfertigender Grund besteht; die
Verpflichtung des Sendeunternehmens gilt auch für
die ihm in bezug auf die eigene Sendung
eingeräumten oder übertragenen Senderechte.

§ 87
(1) Das Sendeunternehmen hat das ausschließliche
Recht,

1. seine Funksendung weiterzusenden und
öffentlich zugänglich zu machen,

2. seine Funksendung auf Bild- oder Tonträger
aufzunehmen, Lichtbilder von seiner
Funksendung herzustellen sowie die Bild-
oder Tonträger oder Lichtbilder zu
vervielfältigen und zu verbreiten,
ausgenommen das Vermietrecht,

3. an Stellen, die der Öffentlichkeit nur gegen
Zahlung eines Eintrittsgeldes zugänglich
sind, seine Funksendung öffentlich
wahrnehmbar zu machen.

(2) Das Sendeunternehmen kann einem anderen das
Recht einräumen, die Funksendung auf einzelne oder
alle der ihm vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen.
§�31 Abs. 1 bis 3 und 5 und die §§ 33 und 38 gelten
entsprechend.
(3) Das Recht erlischt 50 Jahre nach der ersten
Funksendung. Die Frist ist nach §�69 zu berechnen.
(4) Die Vorschriften des Abschnitts 6 des Teils 1 mit
Ausnahme des §�47 Abs.�2 Satz 2 und des § 54 Abs. 1
sind entsprechend anzuwenden.
(5) Sendeunternehmen und Kabelunternehmen sind
gegenseitig verpflichtet, einen Vertrag über die
Kabelweitersendung im Sinne des § 20b Abs. 1 Satz 1
zu angemessenen Bedingungen abzuschließen, sofern
nicht ein die Ablehnung des Vertragsabschlusses
sachlich rechtfertigender Grund besteht; die
Verpflichtung des Sendeunternehmens gilt auch für
die ihm in bezug auf die eigene Sendung
eingeräumten oder übertragenen Senderechte.
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§ 92 Ausübende Künstler
(1) Schließt ein ausübender Künstler mit dem
Filmhersteller einen Vertrag über seine Mitwirkung
bei der Herstellung eines Filmwerks, so liegt darin im
Zweifel hinsichtlich der Verwertung des Filmwerks
die Abtretung der Rechte nach § 75 Abs. 1 und 2 und
§ 76 Abs. 1.

(2) Hat der ausübende Künstler ein in Absatz 1
erwähntes Recht im voraus an einen Dritten
abgetreten, so behält er gleichwohl die Befugnis,
dieses Recht hinsichtlich der Verwertung des
Filmwerks an den Filmhersteller abzutreten.

§ 92 Ausübende Künstler
(1) Schließt ein ausübender Künstler mit dem
Filmhersteller einen Vertrag über seine Mitwirkung
bei der Herstellung eines Filmwerks, so liegt darin im
Zweifel hinsichtlich der Verwertung des Filmwerks
die Einräumung des Rechts, die Darbietung auf eine
der dem ausübenden Künstler nach § 77 Abs. 1 und
Abs. 2 Satz 1 und § 78 Abs. 1 Nr. 1 und 2
vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen.
(2) Hat der ausübende Künstler einem Dritten im
voraus ein Nutzungsrecht in bezug auf eines der in
Absatz 1 genannten Verwertungsrechte eingeräumt, so
behält er gleichwohl die Befugnis, dem Filmhersteller
ein derartiges Nutzungsrecht zur Verwertung der
Darbietung durch die Herstellung oder Benutzung des
Bild- oder Bild- und Tonträgers einzuräumen.

§ 92 Ausübende Künstler
(1) Schließt ein ausübender Künstler mit dem
Filmhersteller einen Vertrag über seine Mitwirkung
bei der Herstellung eines Filmwerks, so liegt darin im
Zweifel hinsichtlich der Verwertung des Filmwerks
die Einräumung des Rechts, die Darbietung auf eine
der dem ausübenden Künstler nach § 77 Abs. 1 und 2
Satz 1 und § 78 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vorbehaltenen
Nutzungsarten zu nutzen.
(2) Hat der ausübende Künstler im Voraus ein in
Absatz 1 genanntes Recht übertragen oder einem
Dritten hieran ein Nutzungsrecht eingeräumt, so behält
er gleichwohl die Befugnis, dem Filmhersteller dieses
Recht hinsichtlich der Verwertung des Filmwerks zu
übertragen oder einzuräumen.

(3) § 90 gilt entsprechend.

§ 93 Schutz gegen Entstellung
Die Urheber des Filmwerkes und der zu seiner
Herstellung benutzten Werke sowie die Inhaber
verwandter Schutzrechte, die bei der Herstellung des
Filmwerkes mitwirken oder deren Leistungen zur
Herstellung des Filmwerkes benutzt werden, können
nach den §§ 14 und 83 hinsichtlich der Herstellung
und Verwertung des Filmwerkes nur gröbliche
Entstellungen oder andere gröbliche
Beeinträchtigungen ihrer Werke oder Leistungen
verbieten. Sie haben hierbei aufeinander und auf den
Filmhersteller angemessene Rücksicht zu nehmen.

§ 93 Schutz gegen Entstellung
Die Urheber des Filmwerkes und der zu seiner
Herstellung benutzten Werke sowie die Inhaber
verwandter Schutzrechte, die bei der Herstellung des
Filmwerkes mitwirken oder deren Leistungen zur
Herstellung des Filmwerkes benutzt werden, können
nach den §§ 14 und 75 hinsichtlich der Herstellung
und Verwertung des Filmwerkes nur gröbliche
Entstellungen oder andere gröbliche
Beeinträchtigungen ihrer Werke oder Leistungen
verbieten. Sie haben hierbei aufeinander und auf den
Filmhersteller angemessene Rücksicht zu nehmen.

§ 93 Schutz gegen Entstellung
Die Urheber des Filmwerkes und der zu seiner
Herstellung benutzten Werke sowie die Inhaber
verwandter Schutzrechte, die bei der Herstellung des
Filmwerkes mitwirken oder deren Leistungen zur
Herstellung des Filmwerkes benutzt werden, können
nach den §§ 14 und 75 hinsichtlich der Herstellung
und Verwertung des Filmwerkes nur gröbliche
Entstellungen oder andere gröbliche
Beeinträchtigungen ihrer Werke oder Leistungen
verbieten. Sie haben hierbei aufeinander und auf den
Filmhersteller angemessene Rücksicht zu nehmen.

§ 94 Schutz des Filmherstellers
(1) Der Filmhersteller hat das ausschließliche Recht,
den Bildträger oder Bild und Tonträger, auf den das
Filmwerk aufgenommen ist, zu vervielfältigen, zu
verbreiten und zur öffentlichen Vorführung oder
Funksendung zu benutzen. Der Filmhersteller hat

§ 94 Schutz des Filmherstellers
(1) Der Filmhersteller hat das ausschließliche Recht,
den Bildträger oder Bild und Tonträger, auf den das
Filmwerk aufgenommen ist, zu vervielfältigen, zu
verbreiten und zur öffentlichen Vorführung,
Funksendung oder öffentlichen Zugänglichmachung

§ 94 Schutz des Filmherstellers
(1) Der Filmhersteller hat das ausschließliche Recht,
den Bildträger oder Bild und Tonträger, auf den das
Filmwerk aufgenommen ist, zu vervielfältigen, zu
verbreiten und zur öffentlichen Vorführung,
Funksendung oder öffentlichen Zugänglichmachung
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ferner das Recht, jede Entstellung oder Kürzung des
Bildträgers oder Bild- und Tonträgers zu verbieten,
die geeignet ist, seine berechtigten Interessen an
diesem zu gefährden.

(2) Das Recht ist übertragbar.
(3) Das Recht erlischt fünfzig Jahre nach dem
Erscheinen des Bildträgers oder Bild- und Tonträgers
oder, wenn seine erste erlaubte Benutzung zur
öffentlichen Wiedergabe früher erfolgt ist, nach
dieser, jedoch bereits fünfzig Jahre nach der
Herstellung, wenn der Bildträger oder Bild- und
Tonträger innerhalb dieser Frist nicht erschienen oder
erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt
worden ist.
(4) §§ 20b, 27 Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des
Sechsten Abschnitts des Ersten Teils mit Ausnahme
des § 61 sind entsprechend anzuwenden.

zu benutzen. Der Filmhersteller hat ferner das Recht,
jede Entstellung oder Kürzung des Bildträgers oder
Bild- und Tonträgers zu verbieten, die geeignet ist,
seine berechtigten Interessen an diesem zu gefährden.
(2) Der Filmhersteller kann einem anderen das Recht
einräumen, den Bildträger oder Bild- und Tonträger
auf einzelne oder alle der ihm vorbehaltenen
Nutzungsarten zu nutzen. § 31 Abs. 1 bis 3 und 5 und
die §§ 33 bis 35, 38 und 41 sind entsprechend
anzuwenden.
(3) Das Recht ist übertragbar.
(4) Das Recht erlischt fünfzig Jahre nach dem
Erscheinen des Bildträgers oder Bild- und Tonträgers
oder, wenn seine erste erlaubte Benutzung zur
öffentlichen Wiedergabe früher erfolgt ist, nach
dieser, jedoch bereits fünfzig Jahre nach der
Herstellung, wenn der Bildträger oder Bild- und
Tonträger innerhalb dieser Frist nicht erschienen oder
erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt
worden ist.
(5) §§ 20b, 27 Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des
Sechsten Abschnitts des Ersten Teils sind
entsprechend anzuwenden.

zu benutzen. Der Filmhersteller hat ferner das Recht,
jede Entstellung oder Kürzung des Bildträgers oder
Bild- und Tonträgers zu verbieten, die geeignet ist,
seine berechtigten Interessen an diesem zu gefährden.
(2) Der Filmhersteller kann einem anderen das Recht
einräumen, den Bildträger oder Bild- und Tonträger
auf einzelne oder alle der ihm vorbehaltenen
Nutzungsarten zu nutzen. § 31 Abs. 1 bis 3 und 5 und
die §§ 33 und 38 gelten entsprechend.

(3) Das Recht ist übertragbar.
(4) Das Recht erlischt fünfzig Jahre nach dem
Erscheinen des Bildträgers oder Bild- und Tonträgers
oder, wenn seine erste erlaubte Benutzung zur
öffentlichen Wiedergabe früher erfolgt ist, nach
dieser, jedoch bereits fünfzig Jahre nach der
Herstellung, wenn der Bildträger oder Bild- und
Tonträger innerhalb dieser Frist nicht erschienen oder
erlaubterweise zur öffentlichen Wiedergabe benutzt
worden ist.
(5) §§ 20b, 27 Abs. 2 und 3 sowie die Vorschriften des
Sechsten Abschnitts des Ersten Teils sind
entsprechend anzuwenden.
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— § 95a Schutz technischer Maßnahmen
(1) Technologien, Vorrichtungen und Bestandteile, die
im normalen Betrieb dazu bestimmt sind, Werke oder
andere Schutzgegenstände betreffende Handlungen zu
verhindern oder einzuschränken, die nicht von dem
Rechtsinhaber genehmigt sind (technische
Maßnahmen), dürfen ohne Zustimmung des
Rechtsinhabers nicht umgangen werden, soweit durch
sie die Nutzung eines geschützten Werkes oder eines
sonstigen Schutzgegenstandes von dem Rechtsinhaber
durch eine Zugangskontrolle, einen
Schutzmechanismus wie Verschlüsselung, Verzerrung
oder sonstige Umwandlung oder einen Mechanismus
zur Kontrolle der Vervielfältigung, die die Erreichung
des Schutzziels sicherstellt, unter Kontrolle gehalten
wird (wirksame technische Maßnahmen).

(2) Verboten sind die Herstellung, die Einfuhr, die
Verbreitung, der Verkauf, die Vermietung, die
Werbung im Hinblick auf Verkauf oder Vermietung
und der Besitz zu gewerblichen Zwecken von
Vorrichtungen, Erzeugnissen oder Bestandteilen sowie
die Erbringung von Dienstleistungen, die
1. Gegenstand einer Verkaufsförderung, Werbung

oder Vermarktung mit dem Ziel der Umgehung
wirksamer technischer Maßnahmen sind oder

§ 95a Schutz technischer Maßnahmen
(1) Wirksame technische Maßnahmen zum Schutz
eines nach diesem Gesetz geschützten Werkes oder
eines anderen nach diesem Gesetz geschützten
Schutzgegenstandes dürfen ohne Zustimmung des
Rechtsinhabers nicht umgangen werden, soweit dem
Handelnden bekannt ist oder den Umständen nach
bekannt sein muss, dass die Umgehung erfolgt, um
den Zugang zu einem solchen Werk oder
Schutzgegenstand oder deren Nutzung zu
ermöglichen.
(2) Technische Maßnahmen im Sinne dieses Gesetzes
sind Technologien, Vorrichtungen und Bestandteile,
die im normalen Betrieb dazu bestimmt sind,
geschützte Werke oder andere nach diesem Gesetz
geschützte Schutzgegenstände betreffende
Handlungen, die vom Rechtsinhaber nicht genehmigt
sind, zu verhindern oder einzuschränken. Technische
Maßnahmen sind wirksam, soweit durch sie die
Nutzung eines geschützten Werkes oder eines anderen
nach diesem Gesetz geschützten Schutzgegenstandes
von dem Rechtsinhaber durch eine Zugangskontrolle,
einen Schutzmechanismus wie Verschlüsselung,
Verzerrung oder sonstige Umwandlung oder einen
Mechanismus zur Kontrolle der Vervielfältigung, die
die Erreichung des Schutzziels sicherstellen, unter
Kontrolle gehalten wird.
(3) Verboten sind die Herstellung, die Einfuhr, die
Verbreitung, der Verkauf, die Vermietung, die
Werbung im Hinblick auf Verkauf oder Vermietung
und der gewerblichen Zwecken dienende Besitz von
Vorrichtungen, Erzeugnissen oder Bestandteilen sowie
die Erbringung von Dienstleistungen, die
1. Gegenstand einer Verkaufsförderung, Werbung

oder Vermarktung mit dem Ziel der Umgehung
wirksamer technischer Maßnahmen sind oder
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2. abgesehen von der Umgehung wirksamer
technischer Maßnahmen nur einen begrenzten
wirtschaftlichen Zweck oder Nutzen haben oder

3. hauptsächlich entworfen, hergestellt, angepasst
oder erbracht werden, um die Umgehung
wirksmer technischer Maßnahmen zu
ermöglichen oder zu erleichtern.

2. abgesehen von der Umgehung wirksamer
technischer Maßnahmen nur einen begrenzten
wirtschaftlichen Zweck oder Nutzen haben oder

3. hauptsächlich entworfen, hergestellt, angepasst
oder erbracht werden, um die Umgehung
wirksamer technischer Maßnahmen zu
ermöglichen oder zu erleichtern.

(4) Von den Verboten der Absätze 1 und 3 unberührt
bleiben Aufgaben und Befugnisse öffentlicher Stellen
zum Zwecke des Schutzes der öffentlichen Sicherheit
oder der Strafrechtspflege.
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— § 95b Durchsetzung von Schrankenbestimmungen
(1) Soweit auf ein Werk oder einen Schutzgegenstand
nach Maßgabe dieses Gesetzes wirksame technische
Maßnahmen im Sinne des § 95a Abs. 1 angewandt
werden, ist der Rechtsinhaber verpflichtet, den durch
eine Schranke des Urheberrechts nach §§ 45 und 45a,
§ 46, soweit es sich um Schul- und
Unterrichtsgebrauch handelt, §§ 47, 53 Abs. 2 Satz 1
Nr. 1, § 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit Satz
2 Nr. 1 oder Nr. 3, § 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 4
jeweils in Verbindung mit Satz 2 Nr. 1 und Satz 3 und
§ 55 Befugten die technischen Mittel zur Verfügung
zu stellen, um die jeweilige Schranke in dem
erforderlichen Maße nutzen zu können.
Vereinbarungen zum Ausschluss der Verpflichtungen
nach Satz 1 sind unwirksam.

(2) Wer gegen das Gebot nach Absatz 1 verstößt, kann
von dem Begünstigten einer der genannten Schranken-
vorschriften auf die Herausgabe von Mitteln und

§ 95b Durchsetzung von Schrankenbestimmungen
(1) Soweit ein Rechtsinhaber technische Maßnahmen
nach Maßgabe dieses Gesetzes anwendet, ist er ver-
pflichtet, den durch eine der nachfolgend genannten
Bestimmungen Begünstigten, soweit sie rechtmäßig
Zugang zu dem Werk oder Schutzgegenstand haben,
die notwendigen Mittel zur Verfügung zu stellen, um
von diesen Bestimmungen in dem erforderlichen
Maße Gebrauch machen zu können:
1. § 45 (Rechtspflege und öffentliche Sicherheit),
2. § 45a (Behinderte Menschen),
3. § 46 (Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder

Unterrichtsgebrauch), mit Ausnahme des
Kirchengebrauchs,

4. § 47 (Schulfunksendungen),
5. § 52a (Öffentliche Zugänglichmachung für

Unterricht und Forschung),
6. § 53 (Vervielfältigungen zum privaten und

sonstigen eigenen Gebrauch)
a) Absatz 1, soweit es sich um Vervielfältigungen
auf Papier oder einen ähnlichen Träger mittels
beliebiger photomechanischer Verfahren oder
anderer Verfahren mit ähnlicher Wirkung handelt,
b) Absatz 2 Satz 1 Nr. 1,
c) Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit Satz�2
Nr.�1 oder 3,
d) Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 und 4 jeweils in Verbin-
dung mit Satz 2 Nr. 1 und Satz 3,
e) Absatz 3,

7. § 55 (Vervielfältigung durch Sendeunternehmen).
Vereinbarungen zum Ausschluss der Verpflichtungen
nach Satz 1 sind unwirksam.
(2) Wer gegen das Gebot nach Absatz 1 verstößt, kann
von dem Begünstigten einer der genannten Bestimm-
ungen darauf in Anspruch genommen werden, die zur
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Maßnahmen in Anspruch genommen werden, die
dieser zur Verwirklichung seiner Befugnisse aus der
jeweiligen Schranke benötigt.
(3) Wer gegen das Gebot nach Absatz 1 verstößt, kann
in entsprechender Anwendung der §§ 2 bis 7 und 12
des Unterlassungsklagegesetzes auf Unterlassung in
Anspruch genommen werden; anspruchsberechtigte
Stelle im Sinne von § 3 des Unterlassungsklage-
gesetzes sind insoweit auch rechtsfähige Verbände zur
Förderung der Interessen der durch die jeweilige
Schrankenvorschrift Begünstigten.
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, soweit Werke
und�sonstige Schutzgegenstände der Öffentlichkeit
aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung in einer
Weise zugänglich gemacht werden, dass sie
Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und zu
Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind.
(5) Zur Erfüllung der Verpflichtungen aus Absatz 1
angewandte technische Maßnahmen, einschließlich
der Umsetzung freiwilliger Vereinbarungen
angewandten Maßnahmen, genießen Rechtsschutz
nach § 95a.

Verwirklichung der jeweiligen Befugnis benötigten
Mittel zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit Werke
und sonstige Schutzgegenstände der Öffentlichkeit auf
Grund einer vertraglichen Vereinbarung in einer
Weise zugänglich gemacht werden, dass sie
Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und zu
Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind.
(4) Zur Erfüllung der Verpflichtungen aus Absatz 1
angewandte technische Maßnahmen, einschließlich
der zur Umsetzung freiwilliger Vereinbarungen
angewandten Maßnahmen, genießen Rechtsschutz
nach § 95a.
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— § 95c Schutz der zur Rechtewahrnehmung
erforderlichen Informationen
(1) Von Rechtsinhabern stammende elektronische
Informationen, die Werke oder andere
Schutzgegenstände, den Urheber oder jeden anderen
Rechtsinhaber identifizieren und Informationen über
die Modalitäten und Bedingungen für die Nutzung der
Werke oder Schutzgegenstände sowie die Zahlen und
Codes, durch die derartige Informationen ausgedrückt
werden (Informationen für die Rechtewahrnehmung),
dürfen nicht entfernt oder verändert werden, wenn
irgendeine der betreffenden Informationen an einem
Vervielfältigungsstück eines Werkes oder eines
sonstigen Schutzgegenstandes angebracht ist oder im
Zusammenhang mit der öffentlichen Wiedergabe eines
solchen Werks oder Schutzgegenstandes erscheint und
wenn die Entfernung oder Veränderung wissentlich
unbefugt erfolgt und dem Handelnden bekannt ist oder
den Umständen nach bekannt sein muss, dass er
dadurch die Verletzung von Urheberrechten oder
verwandter Schutzrechte veranlasst, ermöglicht,
erleichtert oder verschleiert.

(2) Werke oder sonstige Schutzgegenstände, bei denen
elektronische Informationen für die Rechtewahrneh-
mung unbefugt entfernt oder geändert wurden, dürfen
nicht wissentlich unbefugt verbreitet, zur Verbreitung
eingeführt, gesendet, öffentlich wiedergegeben oder
öffentlich zugänglich gemacht werden, wenn dem
Handelnden bekannt ist oder den Umständen nach
bekannt sein muss, dass er dadurch die Verletzung von
Urheberrechten oder verwandter Schutzrechte
veranlasst, ermöglicht, erleichtert oder verschleiert.

§ 95c Schutz der zur Rechtewahrnehmung
erforderlichen Informationen
(1) Von Rechtsinhabern stammende Informationen für
die Rechtewahrnehmung dürfen nicht entfernt oder
verändert werden, wenn irgendeine der betreffenden
Informationen an einem Vervielfältigungsstück eines
Werkes oder eines sonstigen Schutzgegenstandes an-
gebracht ist oder im Zusammenhang mit der öffent-
lichen Wiedergabe eines solchen Werkes oder Schutz-
gegenstandes erscheint und wenn die Entfernung oder
Veränderung wissentlich unbefugt erfolgt und dem
Handelnden bekannt ist oder den Umständen nach
bekannt sein muss, dass er dadurch die Verletzung von
Urheberrechten oder verwandter Schutzrechte veran-
lasst, ermöglicht, erleichtert oder verschleiert.
(2) Informationen für die Rechtewahrnehmung im
Sinne dieses Gesetzes sind elektronische Informa-
tionen, die Werke oder andere Schutzgegenstände, den
Urheber oder jeden anderen Rechtsinhaber identifi-
zieren, Informationen über die Modalitäten und Bedin-
gungen für die Nutzung der Werke oder Schutzgegen-
stände sowie die Zahlen und Codes, durch die der-
artige Informationen ausgedrückt werden.
(3) Werke oder sonstige Schutzgegenstände, bei denen
Informationen für die Rechtewahrnehmung unbefugt
entfernt oder geändert wurden, dürfen nicht
wissentlich unbefugt verbreitet, zur Verbreitung
eingeführt, gesendet, öffentlich wiedergegeben oder
öffentlich zugänglich gemacht werden, wenn dem
Handelnden bekannt ist oder den Umständen nach
bekannt sein muss, dass er dadurch die Verletzung von
Urheberrechten oder verwandter Schutzrechte
veranlasst, ermöglicht, erleichtert oder verschleiert.
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— — § 95d Kennzeichnungspflichten
(1) Werke und andere Schutzgegenstände, die mit
technischen Maßnahmen geschützt werden, sind
deutlich sichtbar mit Angaben über die Eigenschaften
der technischen Maßnahmen zu kennzeichnen.
(2) Wer Werke und andere Schutzgegenstände mit
technischen Maßnahmen schützt, hat diese zur
Ermöglichung der Geltendmachung von Ansprüchen
nach § 95b Abs. 2 mit seinem Namen oder seiner
Firma und der zustellungsfähigen Anschrift zu
kennzeichnen. Satz 1 findet in den Fällen des § 95b
Abs. 3 keine Anwendung.

§ 96
(1) Rechtswidrig hergestellte Vervielfältigungsstücke
dürfen weder verbreitet noch zu öffentlichen
Wiedergaben benutzt werden.
(2) Rechtswidrig veranstaltete Funksendungen dürfen
nicht auf Bild- oder Tonträger aufgenommen oder
öffentlich wiedergegeben werden.

§ 96 Verwertungsverbot
(1) Rechtswidrig hergestellte Vervielfältigungsstücke
dürfen weder verbreitet noch zu öffentlichen
Wiedergaben benutzt werden.
(2) Rechtswidrig veranstaltete Funksendungen dürfen
nicht auf Bild- oder Tonträger aufgenommen oder
öffentlich wiedergegeben werden.

§ 96 Verwertungsverbot
(1) Rechtswidrig hergestellte Vervielfältigungsstücke
dürfen weder verbreitet noch zu öffentlichen
Wiedergaben benutzt werden.
(2) Rechtswidrig veranstaltete Funksendungen dürfen
nicht auf Bild- oder Tonträger aufgenommen oder
öffentlich wiedergegeben werden.

§ 108 Unerlaubte Eingriffe in verwandte
Schutzrechte
(1) Wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen
Fällen ohne Einwilligung des Berechtigten

1. eine wissenschaftliche Ausgabe (§ 70) oder
eine Bearbeitung oder Umgestaltung einer
solchen Ausgabe vervielfältigt, verbreitet
oder öffentlich wiedergibt,

2. ein nachgelassenes Werk oder eine
Bearbeitung oder Umgestaltung eines
solchen Werkes entgegen § 71 verwertet,

3. ein Lichtbild (§ 72) oder eine Bearbeitung
oder Umgestaltung eines Lichtbildes
vervielfältigt, verbreitet oder öffentlich
wiedergibt,

§ 108 Unerlaubte Eingriffe in verwandte
Schutzrechte
(1) Wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen
Fällen ohne Einwilligung des Berechtigten

1. eine wissenschaftliche Ausgabe (§ 70) oder
eine Bearbeitung oder Umgestaltung einer
solchen Ausgabe vervielfältigt, verbreitet
oder öffentlich wiedergibt,

2. ein nachgelassenes Werk oder eine
Bearbeitung oder Umgestaltung eines
solchen Werkes entgegen § 71 verwertet,

3. ein Lichtbild (§ 72) oder eine Bearbeitung
oder Umgestaltung eines Lichtbildes
vervielfältigt, verbreitet oder öffentlich
wiedergibt,

§ 108 Unerlaubte Eingriffe in verwandte
Schutzrechte
(1) Wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen
Fällen ohne Einwilligung des Berechtigten

1. eine wissenschaftliche Ausgabe (§ 70) oder
eine Bearbeitung oder Umgestaltung einer
solchen Ausgabe vervielfältigt, verbreitet
oder öffentlich wiedergibt,

2. ein nachgelassenes Werk oder eine
Bearbeitung oder Umgestaltung eines
solchen Werkes entgegen § 71 verwertet,

3. ein Lichtbild (§ 72) oder eine Bearbeitung
oder Umgestaltung eines Lichtbildes
vervielfältigt, verbreitet oder öffentlich
wiedergibt,



UrhG
Aktuelle Fassung Referentenentwurf vom 18.�März 2002 BT-Drs. 15/38 vom 6. November 2002

Institut für Urheber- und Medienrecht (2. Dezember 2002) 41

4. die Darbietung eines ausübenden Künstlers
entgegen den §§ 74, 75 Abs. 1 oder 2 oder
§�76 Abs. 1 verwertet,

5. einen Tonträger entgegen § 85 verwertet,
6. eine Funksendung entgegen § 87 verwertet,
7. einen Bildträger oder Bild- und Tonträger

entgegen §§ 94 oder 95 in Verbindung mit §
94 verwertet,

8. eine Datenbank entgegen § 87b Abs. 1
verwertet,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.

4. die Darbietung eines ausübenden Künstlers
entgegen den § 77 Abs. 1 oder Abs. 2, § 78
Abs. 1 Nr. 2 oder Nr. 3 verwertet,

5. einen Tonträger entgegen § 85 verwertet,
6. eine Funksendung entgegen § 87 verwertet,
7. einen Bildträger oder Bild- und Tonträger

entgegen §§ 94 oder 95 in Verbindung mit §
94 verwertet,

8. eine Datenbank entgegen § 87b Abs. 1
verwertet,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.

4. die Darbietung eines ausübenden Künstlers
entgegen den § 77 Abs. 1 oder Abs. 2 Satz 1,
§�78 Abs. 1 verwertet,

5. einen Tonträger entgegen § 85 verwertet,
6. eine Funksendung entgegen § 87 verwertet,
7. einen Bildträger oder Bild- und Tonträger

entgegen §§ 94 oder 95 in Verbindung mit §
94 verwertet,

8. eine Datenbank entgegen § 87b Abs. 1
verwertet,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.
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— § 108b Unerlaubte Eingriffe in technische Schutz-
maßnahmen und zur Rechtewahrnehmung erfor-
derliche Informationen
(1) Wer
1. entgegen § 95a Abs. 1 eine wirksame technische

Maßnahme umgeht,
2. entgegen § 95c Abs. 1 eine Information für die

Rechtewahrnehmung entfernt oder verändert oder
3. entgegen § 95c Abs. 2 ein Werk oder einen

Schutzgegenstand einführt oder verwertet
wird, wenn die Tat nicht ausschließlich zum eigenen
privaten Gebrauch des Täters oder mit dem Täter
persönlich verbundener Personen erfolgt oder sich auf
einen derartigen Gebrauch bezieht, mit Freiheitsstrafe
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer entgegen § 95a Abs.�2
eine Vorrichtung, ein Erzeugnis oder einen Bestandteil
zu gewerblichen Zwecken herstellt, einführt,
verbreitet, verkauft oder vermietet.
(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1
gewerbsmäßig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder Geldstrafe.

§ 108b Unerlaubte Eingriffe in technische Schutz-
maßnahmen und zur Rechtewahrnehmung erfor-
derliche Informationen
(1) Wer
1. in der Absicht, sich oder einem Dritten den

Zugang zu einem nach diesem Gesetz geschützten
Werk oder einem anderen nach diesem Gesetz
geschützten Schutzgegenstand oder deren
Nutzung zu ermöglichen, entgegen § 95a Abs. 1
eine wirksame technische Maßnahme umgeht,
oder

2. entgegen
a) § 95c Abs. 1 eine Information für die
Rechtewahrnehmung entfernt oder verändert oder
b) entgegen § 95c Abs. 3 ein Werk oder einen
Schutzgegenstand einführt, verwertet oder
öffentlich wiedergibt
und dadurch wenigstens leichtfertig die
Verletzung von Urheberrechten oder verwandten
Schutzrechten veranlasst, ermöglicht, erleichtert
oder verschleiert,

wird, wenn die Tat nicht ausschließlich zum eigenen
privaten Gebrauch des Täters oder mit dem Täter
persönlich verbundener Personen erfolgt oder sich auf
einen derartigen Gebrauch bezieht, mit Freiheitsstrafe
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer entgegen § 95a Abs.�3
eine Vorrichtung, ein Erzeugnis oder einen Bestandteil
zu gewerblichen Zwecken herstellt, einführt,
verbreitet, verkauft oder vermietet.
(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes�1
gewerbsmäßig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder Geldstrafe.
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§ 109 Strafantrag
In den Fällen der §§ 106 bis 108 wird die Tat nur auf
Antrag verfolgt, es sei denn, daß die
Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen
öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein
Einschreiten von Amts wegen für geboten hält.

§ 109 Strafantrag
In den Fällen der §§ 106 bis 108 und des 108b wird
die Tat nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die
Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen
öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein
Einschreiten von Amts wegen für geboten hält.

§ 109 Strafantrag
In den Fällen der §§ 106 bis 108 und des 108b wird
die Tat nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die
Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen
öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein
Einschreiten von Amts wegen für geboten hält.

§ 110 Einziehung
Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach den
§§�106, 107 Abs. 1 Nr. 2, §§ 108 und 108a bezieht,
können eingezogen werden. § 74a des Strafgesetz-
buches ist anzuwenden. Soweit den in den §§ 98 und
99 bezeichneten Ansprüchen im Verfahren nach den
Vorschriften der Strafprozeßordnung über die
Entschädigung des Verletzten (§§ 403 bis 406c)
stattgegeben wird, sind die Vorschriften über die
Einziehung nicht anzuwenden.

§ 110 Einziehung
Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach den
§§�106, 107 Abs. 1 Nr. 2, §§ 108 und 108b bezieht,
können eingezogen werden. § 74a des Strafgesetz-
buches ist anzuwenden. Soweit den in den §§ 98 und
99 bezeichneten Ansprüchen im Verfahren nach den
Vorschriften der Strafprozeßordnung über die
Entschädigung des Verletzten (§§ 403 bis 406c)
stattgegeben wird, sind die Vorschriften über die
Einziehung nicht anzuwenden.

§ 110 Einziehung
Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach den
§§�106, 107 Abs. 1 Nr. 2, §§ 108 bis 108b bezieht,
können eingezogen werden. § 74a des Strafgesetz-
buches ist anzuwenden. Soweit den in den §§ 98 und
99 bezeichneten Ansprüchen im Verfahren nach den
Vorschriften der Strafprozeßordnung über die
Entschädigung des Verletzten (§§ 403 bis 406c)
stattgegeben wird, sind die Vorschriften über die
Einziehung nicht anzuwenden.

§ 111 Bekanntgabe der Verurteilung
Wird in den Fällen der §§ 106 bis 108a auf Strafe
erkannt, so ist, wenn der Verletzte es beantragt und ein
berechtigtes Interesse daran dartut, anzuordnen, daß
die Verurteilung auf Verlangen öffentlich bekannt-
gemacht wird. Die Art der Bekanntmachung ist im
Urteil zu bestimmen.

§ 111 Bekanntgabe der Verurteilung
Wird in den Fällen der §§ 106 bis 108b auf Strafe
erkannt, so ist, wenn der Verletzte es beantragt und ein
berechtigtes Interesse daran dartut, anzuordnen, daß
die Verurteilung auf Verlangen öffentlich bekannt-
gemacht wird. Die Art der Bekanntmachung ist im
Urteil zu bestimmen.

§ 111 Bekanntgabe der Verurteilung
Wird in den Fällen der §§ 106 bis 108b auf Strafe
erkannt, so ist, wenn der Verletzte es beantragt und ein
berechtigtes Interesse daran dartut, anzuordnen, daß
die Verurteilung auf Verlangen öffentlich bekannt-
gemacht wird. Die Art der Bekanntmachung ist im
Urteil zu bestimmen.

— § 111a Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. entgegen § 95a Abs. 2

a) eine Vorrichtung, ein Erzeugnis oder einen
Bestandteil verbreitet, verkauft oder
vermietet oder

b) zu gewerblichen Zwecken eine Vorrichtung,
ein Erzeugnis oder einen Bestandteil besitzt,

§ 111a Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. entgegen § 95a Abs. 3

a) eine Vorrichtung, ein Erzeugnis oder einen
Bestandteil verbreitet, verkauft, vermietet
oder über den Kreis der mit dem Täter
persönlich verbundenen Personen hinaus
verbreitet oder

b) zu gewerblichen Zwecken eine Vorrichtung,
ein Erzeugnis oder einen Bestandteil besitzt,
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für deren Verkauf oder Vermietung wirbt
oder eine Dienstleistung erbringt oder

2. entgegen § 95b Abs. 1 Satz 1 ein technisches
Mittel nicht zur Verfügung stellt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des
Absatzes 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu
zweihunderttausend Euro, in den übrigen Fällen mit
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet
werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr.�1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 die nach § 48 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
zuständige Behörde.

für deren Verkauf oder Vermietung wirbt
oder eine Dienstleistung erbringt,

2. entgegen § 95b Abs. 1 Satz 1 ein notwendiges
Mittel nicht zur Verfügung stellt oder

3. entgegen § 95d Abs. 2 Satz 1 Werke oder andere
Schutzgegenstände nicht oder nicht vollständig
kennzeichnet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des
Absatzes 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu hundert-
tausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Nr.�1 bis
zu fünfzigtausend Euro und in den übrigen Fällen mit
einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet
werden.
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr.�1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 die nach § 48 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
zuständige Behörde.
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§ 111a
(Keine textlichen Änderungen)

§ 111b
(Keine textlichen Änderungen)

§ 111b
(Keine textlichen Änderungen)

§ 119 - § 137e
Diverse redaktionelle Änderungen, insbes. Verweise.

§ 119 - § 137e
Diverse redaktionelle Änderungen, insbes. Verweise.

§ 119 - § 137g
Diverse redaktionelle Änderungen, insbes. Verweise.

— § 137j Übergangsregelung aus Anlass der
Umsetzung der Richtlinie 2001/29/EG
§ 95b Abs. 2 und 3 sowie die Bußgeldvorschriften des
§ 111a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 sind ab dem 1. April 2003
anzuwenden.

§ 137j Übergangsregelung aus Anlass der
Umsetzung der Richtlinie 2001/29/EG
(1) § 95b Abs. 2 und § 111a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 sind
ab dem … (Einsetzen: Datum des ersten Tages des
dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden
Kalendermonats) anzuwenden.
(2) Die Vorschrift dieses Gesetzes über die
Schutzdauer für Hersteller von Tonträgern in der ab
dem … (Einsetzen: Datum des Tages nach der
Verkündung) geltenden Fassung ist auch auf
verwandte Schutzrechte anzuwenden, deren Schutz
am … (Einsetzen: Datum des Tages nach der
Verkündung) noch nicht erloschen sind.
(3) Ist vor dem … (Einsetzen: Datum des Tages nach
der Verkündung) einem anderen ein Nutzungsrecht an
einem nach diesem Gesetz noch geschützten
Tonträger eingeräumt oder übertragen worden, so
erstreckt sich, im Falle einer Verlängerung der
Schutzdauer nach §�85 Abs. 3, die Einräumung oder
Übertragung im Zweifel auch auf diesen Zeitraum. Im
Fall des Satzes 1 ist eine angemessene Vergütung zu
zahlen.

§�142 Geltung im Land Berlin — (aufgehoben)
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§ 11 WahrnG
(1) Die Verwertungsgesellschaft ist verpflichtet, auf
Grund der von ihr wahrgenommenen Rechte
jedermann auf Verlangen zu angemessenen
Bedingungen Nutzungsrechte einzuräumen oder
Einwilligungen zu erteilen.
(2) Kommt eine Einigung über die Höhe der
Vergütung für die Einräumung der Nutzungsrechte
oder Erteilung der Einwilligungen nicht zustande, so
gelten die Nutzungsrechte als eingeräumt oder die
Einwilligung als erteilt, wenn die von der
Verwertungsgesellschaft geforderte Vergütung unter
Vorbehalt an die Verwertungsgesellschaft gezahlt oder
zu ihren Gunsten hinterlegt worden ist.

§ 11 WahrnG
(1) Die Verwertungsgesellschaft ist verpflichtet, auf
Grund der von ihr wahrgenommenen Rechte
jedermann auf Verlangen zu angemessenen
Bedingungen Nutzungsrechte einzuräumen.

(2) Kommt eine Einigung über die Höhe der
Vergütung für die Einräumung der Nutzungsrechte
nicht zustande, so gelten die Nutzungsrechte als
eingeräumt, wenn die Vergütung in Höhe des vom
Nutzer anerkannten Betrages an die
Verwertungsgesellschaft gezahlt und in Höhe der
darüber hinaus gehenden Forderung der
Verwertungsgesellschaft unter Vorbehalt an die
Verwertungsgesellschaft gezahlt oder zu ihren
Gunsten hinterlegt wird.
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§  13 WahrnG
(1) Die Verwertungsgesellschaft hat Tarife
aufzustellen über die Vergütung, die sie auf Grund der
von ihr wahrgenommenen Rechte und Ansprüche
fordert. Soweit Gesamtverträge abgeschlossen sind,
gelten die in diesen Verträgen vereinbarten
Vergütungssätze als Tarife.
(2) Die Verwertungsgesellschaft ist verpflichtet, die
Tarife und jede Tarifänderung unverzüglich im
Bundesanzeiger zu veröffentlichen.
(3) Berechnungsgrundlage für die Tarife sollen in der
Regel die geldwerten Vorteile sein, die durch die
Verwertung erzielt werden. Die Tarife können sich
auch auf andere Berechnungsgrundlagen stützen,
wenn diese ausreichende, mit einem wirtschaftlich
vertretbaren Aufwand zu erfassenden Anhaltspunkte
für die durch die Verwertung erzielten Vorteile
ergeben. Bei der Tarifgestaltung ist auf den Anteil der
Werknutzung am Gesamtumfang des
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Verwertungsvorganges angemessen Rücksicht zu
nehmen. Die Verwertungsgesellschaft soll bei der
Tarifgestaltung und bei der Einbeziehung der
tariflichen Vergütung auf religiöse, kulturelle und
soziale Belange der zur Zahlung der Vergütung
Verpflichteten einschließlich der Belange der
Jugendpflege angemessene Rücksicht nehmen.
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Tarifgestaltung und bei der Einbeziehung der
tariflichen Vergütung auf religiöse, kulturelle und
soziale Belange der zur Zahlung der Vergütung
Verpflichteten einschließlich der Belange der
Jugendpflege angemessene Rücksicht nehmen.
(4) Bei der Gestaltung von Tarifen, die auf den §§ 54
und 54a des Urheberrechtsgesetzes beruhen, ist auch
zu berücksichtigen, inwieweit technische Schutz-
maßnahmen nach § 95a des Urheberrechtsgesetzes auf
die betreffenden Werke oder die betreffenden Schutz-
gegenstände angewendet werden.
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§ 13b und § 15
Diverse redaktionelle Änderungen, insbes. Verweise.

§ 13b und § 15
Diverse redaktionelle Änderungen, insbes. Verweise.

§ 13b
Diverse redaktionelle Änderungen, insbes. Verweise.

§ 21 Zwangsgeld
Auf die Vollstreckung von Verwaltungsakten, die auf
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, findet das
Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz vom 27. April
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) mit der Maßgabe
Anwendung, daß die Höhe des Zwangsgeldes bis
fünftausend Euro betragen kann.
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Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz vom 27. April
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) mit der Maßgabe
Anwendung, daß die Höhe des Zwangsgeldes bis
einhunderttausend Euro betragen kann.
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